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Thema: Altern in der Kommune – 

Herausforderungen für die Planung 

Dass die Gesellschaft altert, wird heute 
breit diskutiert. Doch wie sieht es mit 
den Konsequenzen aus, die daraus für die 
Kommunalpolitik entstehen? Allgemein 
gültige Rezepte gibt es nicht. Auch unter­
scheiden sich die Auswirkungen von 
Kommune zu Kommune. 
Welche Strategien für Kommunen in einer 
alternden Gesellschaft nötig sind, wird in 
drei Artikeln diskutiert. 

Beetz, Beckmann, Hüttl und Müller stellen 
das Konzept der Alternssensibilität als 
bedeutenden Faktor in der modernen 
Stadt- und Regionalentwicklung dar. Klie 
und Pfundstein sehen die Rolle der 
Kommunen als Moderator im „Welfare 
Mix“ in einer neuen Verantwortung. 
Kalisch beschreibt die Notwendigkeit 
eines neuen Analyseverfahrens in der 
kommunalen Entwicklungsplanung. 

ISSN 0724-8849 

A20690E 

Heft 03, Mai/Juni 2008 

35. Jahrgang 

Herausgeber: 

Deutsches Zentrum 

für Altersfragen 

03 



 ida_03_08_v3.qxp  13.05.2008  10:02 Uhr  Seite 2

02 

Alternssensibilität als Konzept moderner Stadt-
und Regionalentwicklung 

Stephan Beetz, Klaus J. Beckmann, Reinhard F. Hüttl, Bernhard Müller 

Inhaltsverzeichnis 

Seite 02 
Alternssensibilität als Konzept 
moderner Stadt- und Regional­
entwicklung 

Seite 07 
Von der kommunalen Altenhilfe­
planung zum Kultur- und System­
management 

Seite 11 
Defizite demografischer Prognosen 
für die Kommunalentwicklungsplanung 

Seite 15 
GeroStat – Statistische Informationen: 
Räumliche Muster der demografischen 
Alterung in Deutschland 

Seite 18 
Hinweise, Projekte und Modelle 

Seite 21 
Zeitschriftenbibliografie 
Gerontologie 

Seite 25 
Bibliografie gerontologischer 
Monografien 

Seite 27 
Berichte, Ankündigungen, 
Kurzinformationen 

Hinsichtlich des demografischen Alterns 
drängt sich bisweilen der Eindruck auf, 
als würde der kommunale Aspekt gegen­
über den gesamtstaatlichen Fragen der 
Zukunft der Renten- und Pflegeversiche­
rung in der öffentlichen Diskussion zu­
rücktreten. Zwar würde niemand die Be­
deutung der Region oder der Gemeinde 
für das individuelle Altern leugnen, doch 
ist ihre systematische Berücksichtigung 
auch in der Alternsforschung eher selten. 
Vielfach werden die Bedingungen des 
biografischen Alterns in erster Linie 
durch den sozialen Status, also die Fakto­
ren Bildung, Beruf und Einkommen 
erklärt. Umgekehrt fokussierte die Stadt-
und Regionalforschung in den vergan­
genen Jahren weitaus mehr auf den Be­
völkerungsrückgang als auf das Altern. 
Dabei handelt es sich um ein nach wie 
vor interessantes Forschungs- und politi­
sches Handlungsfeld. 

Geographie des Alterns 

Für die Behandlung des Themas Altern 
in der Stadt- und Regionalentwicklung 
sprechen im Wesentlichen vier Gründe: 

1) Die Bedingungen des Alterns sind re­
gional ausgesprochen verschieden. 
Nicht nur hinsichtlich der Alternsstruktur 
und Alternsdynamik lässt sich eine Geo­
graphie des Alterns abbilden, sondern 
dies betrifft ebenso Einkommensver­
hältnisse, Erwerbsbeteiligung, Mortali­
tät und Morbidität älterer Menschen. 

2) Viele Rahmensetzungen einer selbst­
ständigen Lebensführung Älterer be­
ruhen auf kommunalen Bedingungen, 
insbesondere der Daseinsvorsorge und 
Sozialpolitik, aber auch der Wirtschafts-, 
Beschäftigungs- und Wohnungspolitik. 
Wie Kommunen ihre Handlungsfelder 
gewichten, spielt dabei eine ganz zentra­
le Rolle. 

3) Mit dem Alter nimmt die Bedeutung 
des Nahraumes zu. Diese betrifft nicht 
allein die stärkere Gewichtung des 
Wohnens in der Nacherwerbsphase 
und die Einschränkung der Mobilität, 
sondern ebenso die Beteiligung und 
das Engagement der Älteren in ihrer 

Gemeinde und Nachbarschaft. 

4) Überwog in den vergangenen Jahrzehn­
ten das „aging in place“, also das 
Wohnenbleiben bzw. Ausharren Älterer, 
so ist davon auszugehen, dass zuneh­
mend Ältere ihre Wohnstandortentschei­
dungen danach treffen, wo sie die 
günstigsten Lebensbedingungen vor­
finden. Eine zentrale Frage ist hierbei, 
welcher Grad an Wahlfreiheit in Abhän­
gigkeit von ökonomischen und sozialen 
Ressourcen besteht. 

Von Seiten der Stadt- und Regionalfor­
schung können für die Alternsforschung 
sowohl analytische als auch methodische 
Impulse ausgehen. Analytisch richten 
sie sich auf die räumliche Organisation so­
zialen Handelns und dessen Rahmenbe­
dingungen. Eine Geographie des Alterns 
(vgl. Rowles 1986) zeigt in Deutschland 
das Bild, dass einige Regionen bereits seit 
Jahrzehnten von einem langfristigen 
demografischen Alterungsprozess betrof­
fen sind (wie das Erzgebirge oder 
das südliche Niedersachsen), andere die­
sen in sehr kurzer Zeit (wie Mecklenburg-
Vorpommern) oder in unmittelbarer Zu­
kunft erleben werden (wie das Münchner 
Umland). Nicht so leicht zu beantworten 
ist die Frage, welche Konsequenzen sich 
daraus für die alternden Regionen oder 
Gemeinden ableiten. Dazu ist es notwen­
dig, die ökonomischen, infrastrukturellen, 
politischen und anderen soziodemo­
grafischen Veränderungen hinzuzuziehen. 
Die Spannbreiten zwischen den deut­
schen Landkreisen liegen beispielsweise 
in der Lebenserwartung der Männer 
zwischen 71,0 und 79,6 Jahren, in der Ge­
sundheitsversorgung liegt die Erreich­
barkeit eines Krankenhauses zwischen 
wenigen und mehr als 45 Minuten PKW-
Fahrzeit. Der Anteil Älterer an den Be­
schäftigten variiert zwischen 5 und 13% 
(BBR 2006, Statistisches Bundesamt 
2006). Konkreter noch sind Fragen, was 
es z.B. für eine 75jährige bedeutet, 
dass sie zwar seit 40 Jahren in ihrer Woh­
nung lebt, aber mit dem Quartierswandel 
„auswandert“, weil im Lebensmittelge­
schäft nur türkisch gesprochen wird? 
Denken die 65jährigen Besitzer eines Ein­
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03 familienhauses in Vorpommern darüber 
nach, ihren Kindern nachzuziehen, sobald 
der nächste Arzt nur noch in 20 km Ent­
fernung erreichbar ist? Welche Kriterien 
legen Frührentner zugrunde, wenn sie 
ihr Vorstadtreihenhaus gegen ein Groß­
stadtappartement oder ihre Siedlungs­
wohnung gegen ein Bauernhaus eintau­
schen? 

Raumbezogene Analysen sind einerseits 
auf die Verfügbarkeit von Daten auf unter­
schiedlichen Bezugsebenen wie Bundes­
land, Region, Gemeinde oder Quartier 
angewiesen. Anderseits verlaufen die (bio­
grafischen) Lebensentwürfe in Abhän­
gigkeit von Wanderungsentscheidungen. 
Je nachdem wie die Betrachtungsebene 
ausfällt, werden bestimmte Lebenswelten 
des Alterns kenntlich. Die raumwissen­
schaftliche Analyse darf nicht dabei ste­
henbleiben, räumliche Differenzierungen 
oder Rankinglisten aufzuzeigen, wie sie 
derzeit en vogue sind. Sie ist angehalten, 
die räumlichen Struktur- und Entwick­
lungstypen des Alterns kenntlich zu ma­
chen. Nur so ist es möglich, aus dem 
Eindruck eines bunten karthographischen 
Flickenteppichs regionaler und lokaler 
Besonderheiten wissenschaftliche und 
gegebenenfalls politische Schlussfolgerun­
gen zu ziehen. Gebietstypisierungen wie 
Ost- und Westdeutschland, Nord- und 
Süddeutschland, Agglomerationen und 
dünn besiedelte Gebiete, Stadt und 
Umland, strukturschwache oder -starke 
Gebiete etc. sind dabei ein erster Schritt. 
Dabei ist jedoch die Komplexität von 
Raumgefügen zu beachten: Mortalitäts­
raten weisen beispielsweise ein Nord­
Süd-Gefälle auf, Einkommensunterschie­
de treten zwischen Ost- und West­
deutschland sowie Großstädten und länd­
lichen Gebieten hervor, Infrastrukturan­
gebote differieren zwischen Kernstädten 
und ihrem Umland. Interessant ist eine 
raumwissenschaftliche Analyse, wenn sie 
Erklärungen gibt, wie räumliche Ungleich­
heiten entstehen und welche ökonomi­
schen, sozialen und politischen Prozesse 
diesen zugrunde liegen. 

Eine differenzierte Analyse der Bedingun­
gen des Alterns zeigt, dass stark alternde 
Regionen nicht automatisch mit Pro­
blemen behaftet sind. Immer wieder wird 
aus der Veränderung der Altersstruktur, 
der sogenannten Überalterung, die Ge­
fahr einer „Verödungsspirale“ gefolgert. 
Gern werden dazu als Beleg kohorten­
bzw. altersbezogene Verteilungskonflikte, 
der Verfall der Infrastruktur und die Ver­
luste endogener Wachstumspotenziale 
herangezogen (Jahnke 2007). Betrachtet 
man, welche Räume besonders altern, 
sind es statistisch vor allem suburbane, 
agrarwirtschaftlich monostrukturierte, 
altindustrielle und landschaftlich attraktive 
Gebiete. Ursachen und Auswirkungen 
sind also grundverschieden. Es ist vor al­
lem die ökonomische und auch politische 
Strukturschwäche und Abhängigkeit, die 
Gemeinden und Bürgern Probleme be­
reitet (Beetz 2008). Altern kann ein Indika­
tor dafür sein. 

Eine weitere Frage der Geographie des 
Alterns ist, wie eng die analytischen Kate­
gorien mit politischen Handlungsräumen 
und Verwaltungsgebieten übereinstim­
men. Während die Gemeinde territorial 
und politisch umrissen ist, fehlen der Re­
gion feste räumliche Verwaltungsgren­
zen. Es handelt sich eher um Verflech­
tungszusammenhänge, die durch Funktio­
nen bestimmt sind und entsprechende 
Zuschnitte aufweisen (Arbeitsmarktregio­
nen, touristische Regionen, Verwaltungs­
einheiten der Länder oder Unternehmen, 
historische oder sprachliche Gebiete). 
Welche Räume betrachtet werden, ist 
also stets mit einem analytischen oder 
politischen Interesse belegt. Auf jeden 
Fall ist ein Determinismus zu vermeiden, 
dass Räume als feststehende Einheiten 
mit unveränderlichen Merkmalen angese­
hen werden. 

Altern in der Stadtentwicklung 

Der methodische Beitrag der Stadt- und 
Regionalentwicklung im Umgang mit den 
Bedingungen des Alterns liegt in einer 
explizit integrativen Perspektive, die sie 
im Gegensatz zu sektoralen Betrach­
tungsweisen ausdrücklich einnimmt. Ge­
genstand der Stadt- und Regionalent­

wicklung sind nicht einzelne Lebens-, 
Wirtschafts- oder Verwaltungsbereiche, 
sondern die gesamte Stadt oder Region. 
Als zentrales Anliegen der Stadtent­
wicklung gilt deshalb, Spaltung und De­
stabilisierung der Stadt zu verhindern 
(Siebel 2007). Das erfordert ein Zusam­
mendenken von ökonomischen, sozialen 
und politischen Faktoren in einer Stadt. 
Integration bedeutet, einzelne Fachpla­
nungen wie die Altenhilfeplanung mit ge­
samtstädtischen Entwicklungen abzu­
stimmen. Nimmt man die Komplexität der 
Lebenswelt Älterer ernst, wie sie aus 
gesundheitswissenschaftlicher und geron­
tologischer Sicht formuliert wird, dann 
erfordert sie geradezu eine solche inte­
grierte Vorgehensweise (Wahl u.a. 1999). 

Eine alternde Gesellschaft stellt neue An­
forderungen an Stadt- und Regionalent­
wicklung (Walther 1991). Diese bestehen 
in einem ganzheitlichen, gleichzeitig rea­
listischen Umgehen mit den Potenzialen 
und Anforderungen der Alten. Dazu ist 
der Transfer von Erkenntnissen moderner 
Alternsforschung überaus wichtig. Die 
Leistungspotenziale der (zukünftigen) Al­
ten müssen gesucht, frühzeitig gefördert 
und erschlossen werden – insbesondere 
auch zur Förderung des zivilgesellschaft­
lichen Einsatzes und der zivilgesellschaft­
lichen Leistungsfähigkeit. Es bedarf 
zudem eines realistischen Umgehens mit 
späten Phasen der Alterung hinsichtlich 
Unterstützungsbedarf und Leistungsfähig­
keit. Alterssensibilität heißt jedoch um­
gekehrt, die Erfahrungen der Stadt- und 
Regionalentwicklung in die gesellschaft­
liche Diskussion um Chancen und Proble­
me einer alternden Gesellschaft einzu­
bringen. Es ist keineswegs so, dass 
diejenigen Kommunen, die am stärksten 
von Alterung betroffen sind, hierbei am 
aktivsten sind (Fischer 2005). 
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04 Die alternssensible Stadt- und Regional­
entwicklung kann an einem breiten 
Spektrum von Instrumenten und Erfahrun­
gen der Stadtplanung ansetzen. Richtet 
man den Blick auf die konkret vorhandenen 
altersbezogenen Ansätze in der Stadt-
und Regionalentwicklung, so fallen zu­
nächst die Altenhilfeplanung und Konzep­
te der Altengerechten Stadt auf. Die 
Altenhilfeplanung hat zwar in den 1980er 
und 1990er Jahren zunehmende Ver­
breitung auf kommunaler Ebene gefunden, 
ist jedoch vielerorts unzureichend mit 
anderen Bereichen der Stadtplanung ver­
knüpft. Das Denken in Ressorts führt 
schnell dazu, dass entsprechende Projekte 
mit der Zielgruppe ältere Menschen 
bei der Sozialplanung angesiedelt werden, 
nicht aber als Teil der Stadtentwicklung 
angesehen werden. Hinzu kommt, dass 
vor allem kleinere Gemeinden dieses 
Instrument noch ungenügend nutzen (AfA 
2007). 
Als Konzept der altengerechten Kommu­
ne ist ein strategischer Ansatz oder ein 
Leitbild zu bezeichnen, die Wohnungsbe­
stände, Infrastruktur, Wohnungsumfelder 
und kommunalen Dienstleistungen einer 
Kommune auf die Bedürfnisse älterer 
Menschen abzustimmen. Ziel ist es, dass 
kommunale Akteure gemeinsam Vor­
stellungen entwickeln, wie die Potenziale 
Älterer genutzt werden und diese Ver­
antwortung für die Gestaltung und Aus­
stattung ihres Lebensumfeldes über­
nehmen können (Grymer 2005). Strittig 
ist in der Diskussion, ob eine ausdrücklich 
altengerechte Stadt oder nicht vielmehr 
eine menschengerechte Stadt (einschließ­
lich junger Menschen, Menschen mit 
Behinderungen sowie Familien mit Kin­
dern) als Ziel der Stadtentwicklung 
stehen sollte. Dahin zielt auch die Meinung 
vieler Senioren- und Behindertenver­
bände, die in der altengerechten Stadt 
eher eine Stigmatisierung der Älteren 
sehen. Es sollte allgemeines Ziel sein, Be­
wegungsfreiheit zu sichern (Hafner 2007). 
Trotzdem stellt das Altern besondere 
Anforderungen an die Stadtentwicklung: 
Dazu zählen die Stadt der kurzen Wege 
(Multifunktionalität), ein dichtes Netz des 
öffentlichen Personennahverkehrs 
(Mobilität), Barrierefreiheit (Zugänglich­

keit), multimodale Erreichbarkeit, eine 
wohnungsnahe soziale und kulturelle 
Infrastruktur sowie nachbarschaftliche 
Netze (Integration, Aktivitäten und Kon­
takte). Zu bedenken ist auch die Aus­
leuchtung von Wegen zur Vermeidung 
von Angsträumen, die Gewährleistung 
von Ruhe und Langsamkeit, die Schaf­
fung von Rückzugsmöglichkeiten. 

Insgesamt wurde bisher mit Konzepten 
des Alterns in der Stadt eher defensiv um­
gegangen. Sie erscheinen in der Regel 
politisch nicht attraktiv, das Leitbild Ältere 
knüpft eher an negative Images an. An­
ders sieht die Situation bei der Vermark­
tung so genannter Altersruhesitze aus, 
die sich als Wohnstandorte für Ältere pro­
filieren. Nicht wenige Gemeinden, vor 
allem Klein- und Mittelstädte, sehen in der 
Ansiedlung älterer Bewohnergruppen, 
vor allem an der Schwelle des Renten­
alters, eine Entwicklungschance. Entlang 
von sozialen Statusmerkmalen und Le­
bensstilen werden mehr oder weniger ge­
zielt „age-specific communities” ange­
priesen. Kritiker betonen, dass dies oft von 
den regionalen Strukturproblemen ab­
lenkt und sich dabei die Lebenssituation 
der einheimischen älteren Bevölkerung 
verschlechtert (Bryden 2002). Die Ent­
wicklungsstrategien der Gemeinden und 
vor allem der Wohnungsbauträger, die 
auf größere Einheiten von Altersruhesitzen 
setzen, haben oft wenig mit integrierter 
Planung zu tun. Das Leitziel einer alters­
sensiblen Stadt- und Regionalentwicklung 
sollte sich demnach an der sozial ge­
mischten Stadt orientieren. Daraus leitet 
sich ab, nicht auf Gemeinden und Quar­
tiere für ältere Menschen zu setzen, son­
dern für das Altern zu sensibilisieren 
und die Situation älterer Menschen in der 
Stadt zu berücksichtigen. 

Aktivierende Infrastruktur 

Die Teilhabe älterer Menschen am Leben 
der Gemeinde hängt ganz entscheidend 
von den Infrastrukturen ab. Die klassische 
Infrastrukturplanung besitzt zwar einen 
bedeutenden Anteil an der Stadtentwick­
lung, in der Regel treten aber ältere Be­
wohner nicht als besondere Zielgruppe 
auf. Gegenwärtig dominiert in der Fach­
öffentlichkeit der Bevölkerungsrückgang, 
so dass der Rück- und Umbau das drän­
gende Thema ist (Kilper und Müller 2005). 
Dabei wird in einer Situation knapper 
Kassen schnell von geringeren Handlungs­
spielräumen gesprochen, während die 
weniger aufwendigen, weicheren und 
doch wirksamen Mittel gering geschätzt 
werden. Dazu zählen auf jeden Fall 
Synergien zwischen den Planungen der 
Alten-, Jugend- und Sozialhilfe. Mit 
dem demografischen Wandel verändern 
sich nicht nur die technischen Parameter, 
sondern insgesamt die Bewohner- oder 
Nachbarschaften, die öffentlichen Räume 
und Stadtquartiere in ihrer Alters- und 
Sozialstruktur. Viele Bereiche der Infra­
struktur haben sich in ihren physischen, 
institutionellen und finanziellen Bedin­
gungen spezialisiert und ausdifferenziert. 
Da dies den Umbau erschwert, sollte 
eher von den Funktionen wie Mobilität, 
Gesundheit, Lernen oder Partizipation 
her gedacht werden. Wie eine aktivieren­
de Infrastruktur aussehen kann, kann an 
dieser Stelle nur kurz angerissen werden. 

• Mobilität stellt in der Regel keinen 
Selbstzweck dar, sondern sie ermöglicht 
den Zugang zu Gütern, Dienstleistun­
gen und sozialen Kontakten. Es ist nicht 
so, dass ältere Menschen generell 
weniger mobil sind bzw. sein wollen, da­
von zeugt ein hoher Anteil unerfüllter 
Aktivitätswünsche. Der oft zu beobach­
tende Rückgang bezieht sich vor allem 
auf erwerbsbedingte Mobilität, wäh­
renddessen andere Mobilitätsprofile zu­
nehmen. Alternssensible Faktoren 
wie Sicherheit und Erreichbarkeit bedür­
fen einer integrierten Mobilitätspolitik 
in den Gemeinden. 
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für die Teilhabe älterer Menschen am 
Gemeindeleben. Häufig ist der zirkuläre 
Effekt zu beobachten, dass gesundheit­
lich beeinträchtigte Personen auch über 
geringere Mobilitätsmöglichkeiten und 
soziale Kontakte verfügen. In der Stadt-
und Regionalentwicklung sind deshalb 
abgestimmte lokale gesundheitliche 
Versorgungssysteme stärker zu berück­
sichtigen. Auch ist präventiv auf ge­
sundheitsfördernde Umweltqualitäten 
zu achten, nicht nur hinsichtlich Emis­
sionen, sondern ebenso im Gesundheits­
verhalten der Bürgerschaft (z.B. die 
Wirkungen der grünen Stadt). 

• Lernen findet nicht nur in institutionellen, 
sondern vor allem im Alter in infor­
mellen Zusammenhängen statt. Wurde 
lange Zeit von einer Weiterbildungs­
abstinenz Älterer gesprochen, scheint 
sich dies gerade unter dieser Perspek­
tive zu ändern. Lernförderlich sind 
deshalb quartiersnahe, alltags- und en­
gagementbezogene Bildungsangebote. 
In der Stadt- und Regionalentwicklung 
findet sich eine engere Verknüpfung 
von Lern- und Partizipationsprozessen. 

• Integration verlangt die Partizipation 
unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen, 
z.B. durch die Teilhabe an Planungs­
werkstätten oder über Anwaltschaften 
für Betroffene. Altersdiskriminierung 
ist in vielfältigen Formen in der Gesell­
schaft präsent. Die Umsetzung von 
„diversity“ in Bezug auf eine alternde 
Bevölkerung ist nur möglich, wenn 
die individuellen Rechte des alternden 
und alten Menschen durch rechtliche 
Regeln und offensive Öffentlichkeitsar­
beit der Kommunen unterstützt werden. 

Eine aktivierende Infrastruktur betont 
die Anerkennung und Auseinandersetzung 
mit der Produktivität älterer Menschen 
und deckt sich mit dem, was in der neue­
ren Diskussion um räumliche Strukturen 
in Europa territoriales Kapital genannt wird. 
Für die Entwicklung einer Region sind 
das Humanvermögen, die ökonomischen 
Ressourcen sowie die Leistungsfähigkeit 
der sozialen Netzwerke und politischen 
Institutionen entscheidend. Dieses Kapi­
tal steht nicht einfach bereit, sondern 
muss „gehoben“ werden, d.h. in die ge­
sellschaftliche Wertschöpfung einge­
bracht werden. Nimmt man dieses An­
liegen ernst, muss in den genannten 
Handlungsfeldern allerdings beachtet 
werden, dass das Alter mit dem Altern 
immer unterschiedlicher wird. Das betrifft 
nicht nur die unterschiedlichen Alterns­
phasen, in die man die „alte“ Hälfte der 
Bevölkerung einteilen kann, sondern auch 
die im Alternsprozess gesammelten Er­
fahrungen, Fähigkeiten und Ressourcen. 

Steuerungen gesellschaftlicher Prozesse 

Nimmt man einen reflexiven Standpunkt 
ein, bleibt es nicht verborgen, dass die 
Stadt- und Regionalentwicklung sich in 
ihren Handlungsmöglichkeiten tendenziell 
selbst überschätzt. Das wird vor allem 
dort offenbar, wo sie nicht nur regulie­
rend, sondern gestaltend eingreift. Dass 
der Anspruch einer integrativen Entwick­
lung aber nicht aufgegeben werden sollte, 
zeigen die oben beschriebenen Hand­
lungsfelder. Umso wichtiger ist es, Steue­
rung als gesellschaftlichen Prozess zu 
konzipieren. Was ist darunter zu verste­
hen? Die Stadt- und Regionalentwicklung 
muss sich Bündnispartner in den kom­
munalen Verwaltungen suchen. Obzwar 
auch andere kommunale Planungen – 
bei realistischer Selbsteinschätzung – oft 
ohnmächtig gegenüber politischem 
Proporz, staatlichen Durchgriffen und pri­
vatem Investitionsverhalten sind, könnte 
dies zu einer stärkeren Zusammenarbeit 
ermutigen. Anspruch und Wirklichkeit tre­
ten leider allzu oft auseinander, weil die 
Stadtplanung mit sektoralen Anforderun­
gen (z.B. der Verkehrsplanung) beschäf­
tigt ist und umfassendere Ziele nur unge­
nügend berücksichtigt werden (Wiese 

von Ofen 2007). Eine weitere wichtige 
Chance liegt darin, die Partizipation der 
Bürger, von professionellen Planern 
oft beargwöhnt, ernst zu nehmen. Unter 
Seniorenpolitik wird derzeit ein ganzes 
Bündel von Zielen wie die Förderung der 
Selbstbestimmung, die Ermöglichung 
der Teilhabe, der Erhalt der Häuslichkeit, 
die Stärkung der Selbsthilfe, die Ver­
meidung der Unter- /Überversorgung und 
die Förderung von Netzwerken verstan­
den (Strauch 2006). Nun werden sowohl 
in fachspezifischen Planungen als auch in 
konzeptionellen Fragen ältere Einwohner 
beteiligt, wobei die tatsächliche Partizi­
pationstiefe eher nüchtern zu beurteilen 
ist (Zohner 2000). Kommunikative und 
kooperative Prozesse finden aber eindeu­
tig ihre Grenzen, wenn es nicht gelingt, 
verbindliche Entscheidungen, Verantwort­
lichkeiten und Finanzierungen herzu­
stellen. 

Ein weiteres bedenkenswertes Problem 
ist die langjährige Konzentration der 
Stadt- und Regionalentwicklung auf den 
Gedanken von Wachstum. Dieser hat 
nicht nur die Planungsziele und -aufgaben 
bestimmt, sondern auch die Verfahren. 
So ist Konsens eher herzustellen, wenn 
alle Beteiligten im Rahmen von Vertei­
lungsprozessen profitieren – wenn auch 
in unterschiedlichem Ausmaß. Das The­
ma ökonomischer und demografischer 
Schrumpfung stellt neue Anforderungen, 
die nicht in der hergebrachten Weise 
gelöst werden können. Geschieht dies, 
macht sich Stadt- und Regionalent­
wicklung zum Erfüllungsgehilfen einer 
lokalen und regionalen Konkurrenz, etwas 
euphemisch Wettbewerb genannt. 

Hintergrund vieler Diskussionen, die sich 
um die altengerechte Stadt drehen, ist 
die Frage, wo und wie der Mensch am 
besten altert. Die Alternsforschung zeigt, 
dass nicht das außergewöhnliche Ereig­
nis, sondern die alltägliche Lebensführung 
zu Lernprozessen beiträgt, über Leis­
tungsfähigkeit und Produktivität entschei­
det (Wahl u.a. 1999). Spezialisierte Sub­
systeme wie Gesundheitseinrichtungen 
können nur einen Teil der Bedingungen 
des Alterns abdecken. Wo sich Offenheit, 
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Gemeinden finden lassen, herrscht insge­
samt ein positives gesellschaftliches 
Klima für ältere Menschen. Ziel einer 
alternssensiblen Stadt- und Regionalent­
wicklung ist zuvorderst eine lebendige 
und offene Kommune, die sich an alle Al­
tersgruppen richtet. 
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Von der kommunalen Altenhilfeplanung zum Kultur- und Systemmanagement 
Die neue Rolle der Kommunen in der Seniorenpolitik 

Thomas Klie, Thomas Pfundstein 

Kommunale Sozialpolitik im Themenfeld 
„Senioren“ kristallisierte sich in der Tradi­
tion der Bundesrepublik vor allem in der 
Altenhilfe. Sie war im Fürsorgegedanken 
des BSHG verankert und konkretisierte 
sich in der Förderung von Begegnungs­
stätten, Sozialstationen, kommunalen 
Altenheimen und dem Sozialwohnungs­
bau. Sofern die Kommunen in der his­
torischen Tradition der Städte nicht selbst 
als Träger von Sozialeinrichtungen auf­
traten, lag die Trägerschaft meist bei den 
Wohlfahrtsverbänden. Die Sorge fürs 
Alter wurde als Aufgabe der Familien ge­
sehen. Kommunen boten Daseinssorge 
für in Not geratene ältere Bürger, die aus 
finanziellen, sozialen oder gesundheit­
lichen Gründen auf die solidarische Hilfe 
der Gemeinschaft angewiesen waren. 

Die Länder unterstützten die Kreise und 
Kommunen durch Landesförderungen 
des Alten- und Pflegeheimbaus und durch 
Pauschalförderung der Sozialstationen. 
Ziel dieser Förderung waren landesweit 
möglichst einheitliche und erschwingliche 
Preise. Die Förderung war in aller Regel 
an eine Bedarfsplanung gebunden. Geför­
dert wurden pauschal Pflegeplätze nach 
einer Bedarfsquote, z.B. für 3,5% der 65­
jährigen und Älteren.1 

Mit der Einführung des Pflegeversiche­
rungsgesetztes 1995 änderte sich dies. 
Nun stand für die Pflegebedürftigkeit ein 
einheitlich nationales Sicherungssystem 
zur Verfügung. Die Zulassung als ambu­
lanter oder stationärer Träger wurde nicht 
über Bedarfspläne sondern Zulassungs­
kriterien (§ 72 SGB XI) geregelt. Zwar blieb 
die Verantwortung der Länder für die In­
frastruktur (§ 9 SGB XI) bestehen, aber 
spätestens das Urteil des Bundessozial­
gerichts im Juni 2001 (Az. B 3 P 9/00 R) 
stellte fest, dass eine Investitionskosten­
förderung, bei der über die Bedarfs­
planung nur einige Träger berücksichtigt 
werden, ein unzulässiger Eingriff in die 
Berufsfreiheit nach Art. 12 GG ist. Inzwi­
schen haben alle Bundesländer die Inves­
titionskostenförderung eingestellt bzw. 

1) Siehe z.B. noch das LPflegeHG von Rheinland-
Pfalz bis zur Änderung 2003 

auf Subjektförderung, z. B. in Form des 
Pflegewohngeldes, umgestellt. Der kom­
munalen Bedarfsplanung wurde damit 
der „goldene Zügel“ entzogen. Wer, wann, 
wo investiert, entscheidet das Kalkül 
der Marktakteure. In der Fläche hat dies 
zu einem Rückzug der Kommunen aus 
der Verantwortung in der Pflege und Alten­
hilfe geführt. 

Die Länder reagierten auf das Marktpa­
radigma der Pflegeversicherung mit der 
Novellierung der Landespflegegesetze 
und setzten auch weiterhin auf kommuna­
le Pflegeplanung. Instrumente der 
Steuerung sind nun Moderation und Markt­
beobachtung. Alle neuen Landespflege­
gesetze sehen Pflegekonferenzen und 
eine Verpflichtung zur Infrastrukturent­
wicklung vor. Infrastrukturentwicklung und 
Planung folgt nicht mehr statischen Soll­
vorgaben, wie sie in der Richtwerte- oder 
Indikatorenplanung zum Ausdruck kamen, 
sondern sieht in der Moderation von Pla­
nungsprozessen mit dem Ziel, Innovation 
und Vernetzung zu fördern und in der 
Marktbeobachtung, d. h. der Analyse der 
Angebots- und Nachfrageentwicklung 
bzw. der Bedarfsentwicklung, die neue 
Aufgabe der Sozialplanung und die Rolle 
der Kommunen. Dieser Paradigmen­
wechsel hat das Koordinatensystem der 
Sozialplanung deutlich verschoben. Nun 
geht es nicht nur um den Ausbau be­
stehender Strukturen sondern die Anpas­
sung und Veränderung der Angebots­
struktur. Viel stärker als bisher ist der An­
spruch um eine wohnortsnahe, wirt­
schaftliche und bedarfsgerechte Infra­
struktur mit der Entwicklung neuer Ange­
bote verbunden. 

Planung reflektiert, dass Wohlfahrt und 
Unterstützung nicht nur im Modus des 
Einkaufs von Dienstleistungen erbracht 
wird, sondern in einer Mischung verschie­
dener Leistungen entsteht. Wie Unter­
stützungsbedarfe und individuelle Bedürf­
nisse befriedigt werden, ist von Wert­
horizonten, Lebenssituationen und verfüg­
baren Ressourcen abhängig. In der 
Theorie der Planung kommt dies im Kon­
zept des „Welfare Mix“ zum Ausdruck. 
Wohlfahrt ist in diesem Konzept immer 

das Produkt verschiedener Wohlfahrts­
bereiche. Primäre Netze, Familienange­
hörige, Nachbar und Freunde, erbringen 
Unterstützungsleistungen auf der Basis 
persönlicher Beziehungen. Der Staat 
bietet rechtliche Ansprüche für definierte 
Bedarfe. In Märkten können Leistungen 
gekauft werden und die Zugehörigkeit zu 
gesellschaftlichen Gruppen (intermediärer 
Bereich) ermöglicht Unterstützungen auf 
der Basis von Solidarität. 
Sowohl die Definition und Interpretation 
von individuellen Bedarfen wie die Zu­
ordnung von Ressourcen sind in diesem 
Konzept keine statischen Größen son­
dern hängen von gesellschaftlichen Kon­
ventionen ab, die zwischen gesellschaft­
lichen Gruppen und Individuen ausge­
handelt werden. Gerade in Zeiten des be­
schleunigten Wandels verschieben sich 
die Grenzen im Koordinatensystem 
dieses „Wohlfahrts-Vierecks“. Der Staat 
mag Ansprüche begrenzen oder Zugangs­
voraussetzungen verschärfen, Familien 
sich in Struktur und Moralanspruch verän­
dern, gesellschaftliche Bindungen der 
Solidarität sich lösen und das Geld für den 
Einkauf auf Märkten könnte knapp 
werden: Derartige Worst-Case-Szenarien 
gänzlich fehlender Ressourcen zur Be­
wältigung von Risiken sind zwar nicht 
wahrscheinlich, sie zeigen aber dass in 
allen Bereichen Veränderungen sowohl 
neue Risiken wie neue Chancen ent­
stehen lassen können. 

Im Trend zeigen sich zumindest zwei ne­
gative Entwicklungen. Angesichts der 
Herausforderungen vor dem die sozialen 
Sicherungssysteme der Generations­
verträge stehen, wird der Spielraum für 
zusätzliche Leistungen kaum gegeben 
sein. Statt dessen ist mit weiteren Leis­
tungssenkungen zu rechnen. Ein weiterer 
Trend betrifft die Familien. Ganz abge­
sehen davon, ob die hohe moralische Ver­
pflichtung der Kindergeneration, hier 
vor allem der Töchter, bestehen bleibt und 
auch weiterhin damit zu rechnen ist, 
dass auf persönliche Optionen der Lebens­
qualität zugunsten der Eltern verzichtet 
wird, verschärfen sich die Bedingungen, 
die dies erst ermöglichen. 
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des Marktes. Dienstleistungen rund um 
Gesundheit, Wellness und Service im 
Haushalt boomen seit Jahren und werden 
auch in Zukunft noch deutlich wachsen. 
Für Ältere bieten diese Angebote neben 
Wellness und neuen Freizeitaktivitäten 
vor allem eine Kompensation bei einge­
schränkter Mobilität und damit mehr 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit 
im Alter. Ebenfalls positiv entwickelt 
sich das Bürgerschaftliche Engagement. 
Zwar klagen die traditionellen gesell­
schaftlichen Vereine und Verbände über 
immer weniger Ehrenamt in ihren Reihen, 
gleichzeitig entwickelt sich aber das 
Engagement in Initiativen und Selbsthilfe­
organisationen.2 

Elemente der Planung 

Eine moderne Kommunale Planung der 
Seniorenpolitik kann sich nicht darin be­
gnügen, den Bestand an ambulanten und 
stationären Hilfen aufzulisten und die 
demografische Entwicklung zu prognos­
tizieren. 
Planung entwickelt Potenziale der Ver­
änderung und des Wandels, wenn es ge­
lingt über die Risiken und Chancen des 
demografischen Wandels einen öffent­
lichen Diskurs anzuregen und die ver­
schiedenen Akteure im Gemeinwesen in 
den Dialog zu bringen. Um dies zu errei­
chen sollte eine moderne Planung immer 
drei Elemente enthalten. 

Das Element Empirie verweist darauf, 
dass zunächst eine solide empirische Da­
tenbasis vorhanden sein muss. Die 
Quellen hierzu sind vielfältig. Das Problem 
liegt meist nicht in der Verfügbarkeit – 
hier hat sich dank Internet vieles verein­
facht – sondern eher im Vernetzen ver­
schiedener Datenbestände. Die Entschei­
dung der Relevanz einzelner Informatio­
nen ist angesichts der Vielfalt nicht leicht, 
dazu kommen Probleme der Vergleich­
barkeit da der Personen- und Raumbezug 
nicht immer übereinstimmt. Im Projekt 
„NAIS – Neues Altern in der Stadt“ der 

2) Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend. (2005): Freiwilliges Engage­
ment in Deutschland 1999 – 2004 

Bertelsmann Stiftung wurde inzwischen 
ein Indikatorenmodell für die Seniorenpo­
litik entwickelt. 

Das Element Partizipation wird in Pla­
nungskontexten leider viel zu oft vernach­
lässigt. Die beste Planung wird kaum 
umzusetzen sein, wenn versäumt wurde 
wesentliche Akteure zu beteiligen. Be­
teiligung schafft Identifikation und schützt 
vor Fehlentscheidungen. Partizipation 
fördert aber auch den Bildungsaspekt. In 
Planungszusammenhängen führt der 
Austausch von Meinung und Wissen zur 
Qualifizierung aller Beteiligten. Im Alltag 
des Betriebes schafft die Beteiligung 
verschiedener Gruppen und Personen 
Komplexität hinsichtlich der Aspekte, die 
zu berücksichtigen sind. 

Ohne Expertise sind Planungsprojekte 
riskant. Was als sublokaler oder als lokaler 
Konsens entsteht, kann hinsichtlich der 
Tragfähigkeit und Nachhaltigkeit durchaus 
Probleme aufweisen. Um Fehlentschei­
dungen zu vermeiden, ist gerade im kom­
munalen Kontext zu empfehlen, sich 
fachliche Expertise einzuholen. Auch der 
Blick in andere Städte kann hier hilfreich 
sein. 

Wohnen im Alter 

Wenn man ältere Menschen nach ihren 
eigenen Plänen zum Wohnen im Alter 
fragt, so haben die wenigsten konkrete 
Vorstellungen. 80% der über 55jährigen 
geben an, sich mit einer künftigen Wohn­
situation nicht aktiv auseinander zu 
setzen. Den wenigsten älteren Menschen 
ist überhaupt bekannt, welche Möglich­
keiten, welche Wohnformen für das Alter 
in Betracht kommen: die meisten 
denken an ein Alten- und Pflegeheim, auch 
an das Betreute Wohnen (in Baden-
Württemberg immerhin 34%). Dabei sind 
die Vorstellungen über Betreutes Wohnen 
höchst unkonkret: Man weiß weder 
welche Leistungen dort angeboten wer­
den, noch hat man eine realistische 
Vorstellung über die Preise. Konfrontiert 
man ältere Menschen mit dem, was es 
an Angeboten heute gibt, halten sie viel 
für möglich. Die meisten präferieren ihre 
eigene Wohnung, viele aber auch eine 
Wohnung mit Dienstleistungen oder Ser­
vicewohnen. Der Umbau der eigenen 
Wohnung wird (wenn entsprechende In­
formationen angeboten werden), gerne 
in Betracht gezogen. Auch Senioren­
residenzen, an sich eher für gehobene 
Einkommensbezieher am Markt, besitzen 
ein hohes Attraktivitätsprofil. Das gilt 
auch für das Wohnen im Haus der Kinder, 
sogar Haus- und Wohngemeinschaften 
könnten sich über 35% der über 55jährigen 
als Wohnform im Alter vorstellen. Favorit 
ist aber weiterhin die eigene, normale 
Wohnung. 
Es ist eine wichtige Aufgabe für die Kom­
munen, Auseinandersetzungsmöglich­
keiten mit dem Thema Wohnen für ältere 
Menschen zu schaffen. Dass sich die 
wenigsten Menschen aktiv mit ihrer Zu­
kunft im Alter, auch unter dem Aspekt 
des Wohnens, auseinander setzen, ist äu­
ßerst problematisch. Gerade unter den 
Vorzeichen einer steigenden Demenz, un­
ter Bedingungen eingeschränkter All­
tagskompetenz, kann die allein genutzte 
Wohnung zum sozialen Getto und zum 
Risiko werden. 
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der Regel offenbar nicht gegeben. Neue 
Wohnformen bieten Gelegenheit, sich ak­
tiv mit Präferenzen des eigenen Wohnens 
und Lebens im Alter auseinander zu 
setzen. Wohnen im Alter ist Thema für die 
Stadtplanung, die Wohnungsbaugesell­
schaften und die kommunale Senioren­
politik. Anstöße dafür können unterschied­
lich sein: Zukunftswerkstätten, Informa­
tionsveranstaltungen, Ausstellungen oder 
ein Markt der Möglichkeiten.3 

Es sind oftmals gar nicht die neuen Im­
mobilien, die die Antworten geben, auch 
wenn eine Weiterentwicklung der Infra­
struktur mancherorts geboten sein mag. 
Gefragt sind vor allem örtlich angepasste 
Konzepte für eine dynamische Ausein­
andersetzung mit dem Thema Wohnen im 
Alter. 

„Who cares?“ – das Pflegethema 

Pflegebedürftigkeit ist nicht nur ein medi­
zinisch pflegerischer Zustand und eine 
entsprechende Aufgabe. Sie ist aus der 
Perspektive des Einzelnen vor allem ein 
soziales Schicksal: Pflegebedürftige 
Menschen sind auf Unterstützung anderer 
angewiesen, sie sind in ihrer Autonomie 
eingeschränkt, dem wesentlichen Wert in 
der modernen Gesellschaft. Sie brauchen 
Zeit von anderen Menschen, um dazu zu 
gehören, und Zeit ist für viele knapp. Die 
Pflegestatistik aus dem Jahr 2005 weist 
aus, dass weiterhin die weit überwie­
gende Zahl der Bedürftigen zu Hause ver­
sorgt wird und von diesen wiederum 
der größte Anteil ohne professionelle Un­
terstützung. Etwa 30% leben in Heimen. 
Die Zahlen sind erstaunlich stabil. Der Ge­
setzgeber ging 1995 von ganz anderen 
Konstellationen aus, die die Pflegeversi­
cherung schon im Jahre 1999 an ihre 
finanziellen Grenzen geführt hätten. Die 
Familienpflegebereitschaft ist die Spar­
kasse der Pflegeversicherung, aber auch 
Grundlage für die soziale Integration 
und Teilhabe von Menschen mit Pflege­
bedarf. Das wird vermutlich nicht so 

3) Vgl. hierzu Blaumeiser, Heinz u.a.: Handbuch 
kommunale Altenplanung, Frankfurt, 2002; Klie, 
Thomas (Hg.): Für`s Alter planen, Freiburg, 2002; 
Methoden wurden in dem Projekt der Bertelsmann 
Stiftung NAIS entwickelt und erprobt. 

bleiben. Das zeigen etwa die Studien zu 
dem zukünftigen informellen Pflege­
potenzial in unserer Gesellschaft.4 Die Zahl 
der Pflegebedürftigen wird zunehmen. 
Genau ist dies nicht zu prognostizieren, 
aber dass sie zunehmen und ihre Zahl sich 
wahrscheinlich bis zum Jahre 2050 ver­
doppeln wird ist weithin unumstritten. 
Gleichzeitig nimmt das so genannte infor­
melle Pflegepotenzial, d.h. die Zahl derer 
deutlich ab, die als Partner, Partnerin oder 
Töchter und Schwiegertöchter, sowie 
Söhne in der Lage wären, Pflegeaufgaben 
zu übernehmen. 

Der Gestaltungsauftrag für eine künftige 
Pflegepolitik liegt vor allem in der Stabi­
lisierung und Förderung des informellen 
Pflegepotenzials. Die Prognosen für die 
Inanspruchnahme von kommerziellen 
Dienstleistungen im haushaltsnahen Be­
reich entsprechen den Voraussagen zur 
Entwicklung des Pflegepotenzials. In vie­
len haushaltsnahen Tätigkeiten wird die 
Nachfrage deutlich steigen: beim Einkau­
fen, beim Wäschewaschen, beim Putzen. 
Sind es heute nur etwa viereinhalb Pro­
zent älterer Menschen, die solche Hilfen 
in Anspruch nehmen, dürften es in den 
nächsten Jahrzehnten bis zu 54% werden. 
Wer soll diese Aufgaben übernehmen? 
„Who cares“? In Amerika gehört der 
Home Care Sektor bereits zu den boomen­
den Branchen. Care ist aber nicht nur 
ein Geschäftsfeld, sondern auch ein Feld 
der Solidarität. Man kann nicht jede 
menschliche Zuwendung und jeden 
Unterstützungsbedarf zu einer Dienst­
leistung werden lassen. Eine der größten 
Zukunftsherausforderungen liegt in der 
hauswirtschaftlichen und alltäglichen Un­
terstützung hilfsbedürftiger älterer 
Menschen. Sie zu organisieren und hier 
vertrauenswürdige Angebote auch auf 
kommunaler Ebene zu etablieren, ist eine 
wichtige Aufgabe der Daseinsvorsorge 
vor Ort. Mit dem Blick auf pflegebedürfti­
ge Menschen im engeren Sinne, wird 
es besonders darauf ankommen, die Ver­

4) Blinkert, Baldo /Klie, Thomas: Solidarität in Ge­
fahr? Pflegebereitschaft und Pflegebedarfsent­
wicklung im demographischen und sozialen Wan­
del. Die „Kasseler Studie“, Hannover, 2004 

einbarkeit zwischen Erwerbsarbeit und 
Erziehung und Pflegeaufgaben zu be­
fördern. Nicht zuletzt durch die Aufnahme 
der Familienversicherung in die GKV, 
aber auch angesichts der Arbeitsmarkt­
entwicklung wird die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen bis ins höhere Alter steigen. 
Das ist im Prinzip auch erwünscht. Er­
werbsarbeit und Sorgeaufgaben müssen 
sich auch keineswegs ausschließen. 
Menschen, die sowohl im Beruf stehen, 
als auch Erziehungs- und Pflegeauf­
gaben übernehmen, sind häufig zufriede­
ner, ausgeglichener und sie partizipieren 
an verschiedenen Seiten des Lebens. Nur 
kennt dies Voraussetzungen: etwa infra­
struktureller Art. Ohne entlastende 
Dienste und Einrichtungen, etwa Tages­
pflege und Betreuungsangebote für Men­
schen mit Demenz, geht das nicht. Auch 
bedarf es der Bereitschaft von Arbeit­
gebern, die Vereinbarkeit von Erziehungs­
und Pflegearbeit mit der Erwerbsarbeit 
zu unterstützen. Gelingt es den Kommu­
nen, Pflegeaufgaben mit Erwerbsarbeit 
besser vereinbar zu machen, wird die 
Heimunterbringungsquote, so recht zu­
verlässige Szenarienberechnungen, zu­
mindest nicht steigen und damit im übri­
gen auch nicht die Sozialhilfeaufwendun­
gen der Hilfe zur Pflege.5 

Wir werden weiter Pflegeheime brauchen. 
Die Vorstellung, dass Pflegebedürftigkeit 
unter allen Voraussetzungen zu Hause be­
wältigt werden kann, ist nicht nur sozial­
romantisch sondern auch falsch. Es gibt 
Situationen, in denen eine Versorgung in 
stationären oder kollektiven Versorgungs­
formen besser ist als eine häusliche. Die 
meisten Entscheidungen, in ein Heim zu 
ziehen, haben allerdings nicht gesund­
heitliche sondern soziale Hintergründe. 
Auf den Pfegeheimmarkt drängende 
Investoren legen den Kommunen häufig 
Konzepte vor, die lokal nicht angepasst 
sind und weit über den örtlichen Bedarf 
hinausgehen. Aktive Kommunalplanung 
und Kommunalpolitik ist gefordert, auf die 
Infrastrukturentwicklung in der Pflege 
Einfluss zu nehmen. Durch die Förderung 
der Mitgestaltungs- und Verantwortungs­

5) Vgl. hierzu ausführlich Blinkert /Klie (2004) 
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10 bereitschaft von Bürgerinnen und Bürgern 
auch beim Thema Pflege haben die Kom­
munen viele Möglichkeiten, gestaltend 
die Frage „Who cares“ aufzunehmen. Da­
bei ist es wichtig, die Mentalitäten in der 
Bevölkerung zu verstehen. Nicht nur der 
demografische Wandel, auch der soziale 
Wandel ist dabei zu berücksichtigen. 

Eine eindeutig gemeinwirtschaftliche Aus­
richtung, die zu den Alleinstellungs­
merkmalen des Genossenschaftsrechts 
gehört, macht Genossenschaften künftig 
in hohem Maße interessant für die kom­
munale Infrastrukturentwicklung. Zu 
nennen sind etwa kommunale Pflege­
wohnhäuser, die sehr spezifisch den 
örtlichen Bedarf reflektieren und die Bür­
gerinnen und Bürger zu Genossen dieser 
Aufgabe machen. 

„Who cares“, so lässt sich zusammen­
fassen, ist eine der zentralen familien­
politischen, kulturellen und gesellschaft­
lichen Fragen, die generationsübergrei­
fend diskutiert und beantwortet werden 
müssen, und dies in jeder Kommune auf 
durchaus spezifische Weise. Dabei ist 
eine Unterscheidung wichtig, die die Eng­
länder selbstverständlich vollziehen, die 
zwischen cure und care, der medizinisch­
pflegerischen Sicht auf ein Leben mit 
Pflegebedürftigkeit und eine allgemein 
sorgende Sicht. Gerade für letztere sind 
die Kommunen zuständig. 

Bürgerschaftliches Engagement 

Die aktuelle Renaissance des Bürger­
schaftlichen Engagements hat ihren Aus­
gangspunkt in den Kommunen. Weitaus 
der größte Teil der neuen Initiativen, und 
dies gilt im Besonderen für das soziale 
Engagement, hat einen klaren kommuna­
len Bezug. Das Thema demografischer 
Wandel lässt sich ohne die aktive Mitge­
staltung und Mitverantwortungsbereit­
schaft von Bürgerinnen und Bürgern nicht 
konstruktiv bearbeiten. Das gilt auch für 
die sich mit dem Alter verbindenden Frage­
stellungen auf kommunaler Ebene. Aus 
Sicht der Gerontologie ergibt sich hier eine 
Win-Win-Situation: Ältere Menschen als 
Engagierte profitieren vom Engagement, 
im Sinne ihrer Gesundheit, des Kompe­

tenzerwerbs, des lebenslangen Lernens 
und der sozialen Teilhabe. Gleichzeitig 
haben die Adressaten des Engagements 
viel davon: Pflegebedürftige, Pflegende 
und Isolierte erfahren Zuwendung und Ent­
lastung, erleben Verbundenheit und An­
regung. Dabei darf man bürgerschaftliches 
Engagement nicht zum Lückenbüßer 
für Sozialleistungen machen. 
Die Mitgestaltungs- und Verantwortungs­
bereitschaft von Bürgerinnen und Bürgern 
äußert sich in verschiedener Weise: 
koproduktiv, aber auch durchaus kritisch. 
Besonders in professionellen Kreisen 
stößt diese Kritik häufig auf Unverständ­
nis und wird als lästig empfunden, auch 
wenn im Kern konstruktive Elemente 
enthalten sind. Das Bürgerschaftliche En­
gagement ist eine bedeutsame Gestal­
tungsressource im demografischen Wan­
del, verlangt aber nach fairen Spielregeln 
und nach professionellen Strukturen im 
Hintergrund, nach Anlaufstellen, einem 
methodisch qualifizierten Freiwilligen-
Management, nach Vernetzung und Ge­
legenheiten, sich an gesellschaftlichen 
Gestaltungsaufgaben zu beteiligen. Sozial­
kapital entsteht durch die Kooperation 
zwischen Kommunalpolitik, Verwaltung, 
Bürgern und Bürgerinnen sowie Initiati­
ven, Einrichtungen, Verbänden, Unterneh­
men und Vereinen. 
Bürgerschaftliches Engagement gehört 
elementar zur Architektur unseres Sozial­
staates. Zivilgesellschaftliche Strategien 
erscheinen für die konstruktive Gestal­
tung des demografischen Wandels als 
einzige kulturell und sozialstaatlich trag­
fähig. 

Perspektiven 

Die Gestaltungsaufgabe Altern kennt 
verschiedene Facetten. Sie fordert die 
Kommunen insgesamt heraus. Moderne 
Kommunalplanung reflektiert das Pla­
nungsdreieck, das von einer Balance zwi­
schen Expertise, Empirie und Partizipa­
tion ausgeht. Kommunen brauchen Daten, 
um den demografischen Wandel in 
seinen Facetten in den Blick nehmen zu 
können. Sie brauchen Expertise, verfügen 
häufig über sie, auch wenn es um die Be­
wertung von Konzepten, von spezifischen 
Stadt- und Gemeindeentwicklungsfragen 

geht. Und sie sind auf die Partizipation der 
Bürgerinnen und Bürger angewiesen: 
Sie werden im wohlfahrtspluralistischen 
Ansatz zu den Mitgestaltern. Mit ihnen 
lässt sich ausloten, welche Wohnformen 
im Alter wirklich attraktiv sind und wo 
Ressourcen und Potenziale des bürger­
schaftlichen Engagements zu finden sind, 
generationsübergreifend aber auch inner­
halb der Generationen der Älteren. Ein 
solcher Planungsansatz mag zunächst auf­
wändiger erscheinen als die Zustimmung 
zu einem abgerundet klingenden Angebot 
von Investor und Betreibern von Se­
niorenimmobilien. Er zahlt sich aber öko­
nomisch und kulturell aus. Das zeigen 
die vielen lokalen Projekte, die auf neue 
Kombinationen von Professionellen 
und Freiwilligen setzen ebenso, wie die 
ambitionierten Versuche, einen neuen 
Generationenvertrag auf kommunaler 
Ebene auszuhandeln und zu gestalten. 
Dabei zeigt sich auch, wie sinnvoll es sein 
kann, auf fachliche Unterstützung von 
außen zuzugreifen. Im Sinne von Good 
Governance wird die Gestaltung des 
demografischen Wandels in den Kommu­
nen zu einer gemeinsamen Aufgabe von 
Kommunalpolitik, Bürgerinnen und Bür­
gern, Unternehmen, Professionellen und 
Verbänden. 

Weitere Literatur bei den Verfassern 

Prof. Dr. Thomas Klie ist Leiter des Insti­
tuts für Alter, Gesellschaft und Partizipa­
tion an der Ev. Fachhochschule Freiburg 
Thomas Pfundstein, Sozialarbeiter, ist Ge­
schäftsführer des Instituts 

Kontakt: 
pfundstein@efh-freiburg.de 
Tel. (0761)4781223 

mailto:pfundstein@efh-freiburg.de
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Defizite demografischer Prognosen für die Kommunalentwicklungsplanung 

Dominik Kalisch 

Aus dem Bereich der Kommunalentwick­
lungsforschung kommen vermehrt 
Befürchtungen, dass der demografische 
Wandel zu einem Kampf der Städte um 
Einwohner führen wird. Diese Entwick­
lung kann auch bereits in einigen Städten 
beobachtet werden. So zahlt beispiels­
weise die Stadt Stuttgart einen Baukosten­
zuschuss von bis zu 35.000 EUR an 
Familien mit einem Neubauvorhaben. Die 
Analysen der Wissenschaftler und der 
Entscheider in Wirtschaft und Politik ba­
sieren dabei auf den Ergebnissen der 
10. koordinierten Bevölkerungsvoraus­
berechnung des Statistischen Bundes­
amtes vom Juni 2003 bzw. auf den aktuali­
sierten Ergebnissen in der 11. koordinier­
ten Bevölkerungsvorausberechung vom 
November 2006. Die Politik benutzt 
die vermeintlich sichere „Faktenlage“, 
um damit tiefgreifende Veränderungen 
zu rechtfertigen. Welche Konsequenzen 
jedoch aus dem demografischen Wandel 
zu ziehen sind, ist insbesondere in den 
Kommunen derzeit noch umstritten. Dass 
die Berechnungen der Statistiker wie 
Naturgesetze in einigen Jahren genauso 
eintreffen wie sie heute geschildert 
werden, gilt im Verständnis vieler als 
sicher. Es stellt sich aber die Frage, ob 
die Daten einen solchen „Demografie-
Pessimismus“ rechtfertigen. 

Annahmen der Vorausberechnungen 

Um die Bevölkerung im Jahr 2050 prog­
nostizieren zu können, werden im 
Wesentlichen drei Variablen herangezo­
gen. Dies sind Geburtenhäufigkeit 
(Fertilität), Lebenserwartung (Mortalität) 
und Außenwanderungen. 

Das Geburtenverhalten ist einer der bei­
den Bestimmungsfaktoren der Geburten­
entwicklung und wird häufig auch als 
Geburtenhäufigkeit bezeichnet. Er wird 
gemessen an der durchschnittlichen 
Anzahl der Kinder, die eine Frau zur Welt 
bringt. Der zweite wesentliche Faktor 
zur Bestimmung der Entwicklung der Ge­
burtenhäufigkeit ist die Anzahl der Frauen 
im gebärfähigen Alter, definiert als die 
Jahre zwischen 15 und 49. Eine Prognose 
über die Anzahl der Frauen im gebähr­
fähigem Alter der nächsten 15 Jahre, kann 

aus evidenten Gründen sehr zuverlässig, 
sieht man von Wanderungsschwankun­
gen ab, ermittelt werden. 
Für die Bevölkerungsvorausberechnungen 
sind die Angaben zur durchschnittlichen 
Kinderzahl je Frau auf die zusammenge­
fasste Geburtenziffer bezogen. 

Ein weiterer Enflussfaktor auf die Be­
völkerungsentwicklung ist die Mortalitäts­
rate. Sie wird seit der Gründung des 
deutschen Reichs im Jahr 1871 mit Hilfe 
von so genannten Periodensterbe­
tafeln nachgewiesen. Aus ihr kann zum 
einen die durchschnittliche Lebenser­
wartung eines neugeborenen Kindes, 
zum anderen die durchschnittliche fernere 
Lebenserwartungen pro Jahrgang abge­
lesen werden. 

Die dritte wichtige Einflussgröße ist die 
Außenwanderung. Dabei ist für die zu­
künftige Bevölkerungszahl vor allem der 
Wanderungssaldo, also die Differez von 
Zu- und Fortzügen, ausschlaggebend. 
Da sich bei dieser Einflussgröße kein 
Trend ableiten lässt, werden zur Berech­
nung des Wanderungssaldos heutige 
Tendenzen berücksichtigt. Dabei ist zu 
erkennen, dass die Zuzüge je nach politi­
scher und ökonomischer Lage variieren, 
die Anzahl der Fortzüge allerdings seit lan­
ger Zeit stabil ist. 
Im Mittelpunkt der Diskussion stand bis­
her der massive Einbruch der Geburten­
rate seit Mitte der 60er Jahre des vergan­
genen Jahrhunderts und die damit ver­
bundene Schrumpfung der Bevölkerung, 
sowie deren Auswirkungen auf die sozia­
len Sicherungssysteme. Die Umstruk­
turierung dieser Systeme wird insbeson­
dere mit der gesunkenen Geburtenrate, 
auf Grund einer steigenden Anzahl kinder­
loser Haushalte, auf 1,3 bis 1,5 Kinder 
pro Frau begründet. 1 Zusätzlich zur sta­
gnierenden Geburtenrate kann eine 
steigende Lebenserwartung verzeichnet 
werden. So erhöhte sich, nicht zuletzt 
durch den medizinischen Fortschritt, als 
auch die verbesserten Lebensumstände, 

1) Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Haushalte 
mit Kindern im Durchschnitt mehr als 2,1 Kinder 
haben 

allein im 20. Jahrhundert die Lebenser­
wartung der Neugeborenen um etwa 30 
Jahre, auf heute im Durchschnitt 81 Jahre 
bei Frauen und 75 Jahre bei Männern. 
Daher wird auch für den in der Vorausbe­
rechnung prognostizierten Zeitraum von 
einer Zunahme der Lebenserwartung aus­
gegangen.2 

Für die Kommunalentwicklung ist insbe­
sondere der sich daraus ergebene Alten-
Jugend- und Gesamtquotient interessant, 
da sich an diesem die demografische Be­
völkerungsstruktur ableiten lässt. 

Der Altenquotient wird nach den Berech­
nungen von derzeit 32 auf 64 Personen 
im Jahr 2050 steigen und sich damit nahe­
zu verdoppelt haben, wenn man einen 
positiven Netto-Wanderungssaldo von 
etwa 100.000 Personen pro Jahr zugrunde 
legt. Der Jugendquotient wird sich 
dagegen auf 29 von derzeit 33 verringern. 
Für den Gesamtquotient würde dies 
bedeuten, das er von derzeit 65, nach einer 
erst langsamen dann stärkeren Steige­
rung, auf 93 im Jahr 2050 steigen wird.3 

Angesichts der Prognosen der statistischen 
Grunddaten hielt die Enquête-Kommision 
„Demografischer Wandel“ des Deutschen 
Bundestages fest: 
„Die Fertilität wird auf einem niedrigen 
Niveau verharren, die Lebenserwartung 
zunehmen. Eine zahlenmäßig kleinere Be­
völkerung wird zu einer abnehmenden 
Bevölkerungsdichte führen mit starken 
regionalen Disparitäten. Die Verschiebung 
der Altersstruktur der Bevölkerung ist 
voraussichtlich stärker, als noch vor eini­
gen Jahren angenommen. Selbst bei 
weiterhin kontinuierlich erfolgenden Zu­
wanderungen sind der Bevölkerungs­
rückgang und die Verschiebung der Alters­
struktur nicht aufzuhalten, sondern 
allenfalls abzumildern. Immer weniger 
junge Menschen stehen immer mehr 
älteren Menschen gegenüber, und das 
Durchschnittsalter der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter sowie das der 
Bevölkerung insgesamt werden deutlich 
zunehmen.“4 

2) Siehe (StBA, 2006)
 
3) Vgl. dazu die Zahlen des StBA (2006) S. 44ff
 
4) Vgl. (NRW, 2004) 
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Abbildung 1: Jugend-, Alten und Gesamtquotient mit den Altersgrenzen 20 und 65
 
Jahren. Ab 2006 Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorrausberechnung
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 2006 

Die Bevölkerungsentwicklung wird daher 
in den kommenden Jahrzehnten zum 
zentralen Problem für die wirtschaftliche, 
infrastrukturelle und soziale Entwicklung 
der Gesellschaft. Dabei stellten die in 
den Medien präsenten Themen der Sozial­
versicherungen und des Rückgangs der 
Bevölkerung nicht das größte Problem 
dar, sondern, aufgrund der beschriebenen 
Alterung der Gesellschaft und der damit 
verbundenen Verschiebung der Alters­
struktur zugunsten der Älteren, der ge­
nerationelle Zusammenhalt. Die Bevölke­
rungsentwicklung zwingt gerade die 
Kommunalpolitik zu grundlegend neuen 
strategischen Überlegungen. 

Das Integrationsproblem gliedert sich 
dabei in zwei Bereiche. Zum einen ist dies 
die Integration von Migranten, zum an­
deren die intergenerationelle Integration 
der Bevölkerung. Besonders die Inte­
gration aller Alterskohorten ist für die Bil­
dung einer gesellschaftlichen Identität 
von Bedeutung. Eine Segmentierung in 
die jeweiligen Altersgruppen hätte zur 
Folge, dass gesellschaftliches Wissen ver­
loren ginge und der gesellschaftliche 
Zusammenhalt gefährdet wäre.5 Ansätze 
dieser Problematik sind bereits jetzt 
z.B. im Zusammenhang mit so genannten 
„Gated Communities“ zu beobachten. 
Dies sind geschlossene Wohnanlagen ei­
ner meist gehobenen Bevölkerungs­
schicht, welche sich durch entsprechen­
de Sicherheitstechnik, so wie eine interne 
Infrastruktur von der Umwelt abschottet.6 

Dieses Phänomen ist nicht auf einzelne 

5) Vgl. Berger & Luckmann (1987)
 
6) Für weitere Informationen siehe Blakely & Snyder
 
(1997)
 

Bevölkerungsgruppen beschränkt. So ist 
bereits eine beginnende Segmentierung 
der Gesellschaft auch in der zugewander­
ten Bevölkerung zu verzeichnen.7 Daher 
sind sowohl individuelle, als auch gesell­
schaftliche Perspektiven für eine alternde 
Gesellschaft neu zu entwickeln. Dem 
öffentlichen Raum, als Ort der gesell­
schaftlichen Interaktion und Kommunika­
tion, kommt dabei zentrale Bedeutung zu. 

Öffentlicher Raum 

Eines der herausragenden Merkmale der 
europäischen Stadt ist die Möglichkeit der 
Bürger, ungeachtet der sozialen Herkunft, 
sich als Gleiche zu begegnen. Dieses 
Privileg, welches der Emanzipation der 
Bürger gegenüber der Adelsherrschaft 
entstammt, gibt den Menschen einen 
Raum, in dem sie auch mit Fremden nach 
allgemeingültigen Regeln interagieren 
können. Straßen, Plätze und Grünanlagen 
sind öffentliche Räume, die für alle 
jederzeit und ohne Zweckbestimmung zu­
gänglich sind. Sie sind der Ort an dem 
sich auch politische Öffentlichkeit bis heu­
te gestaltet. 
Das räumliche Umfeld eines Menschen 
kann in Mikroumfeld (Hausgemeinschaft), 
Mesoumfeld (nahes Umfeld bis 10 Min. 
Erreichbarkeit) und Makroumfeld (restli­
ches Umfeld) unterschieden werden. Im 
Laufe des Lebens eignen sich Menschen 
stufenweise ihr Lebensumfeld an. Ist 
der Aktionsradius von kleinen Kindern 
noch auf das Mikroumfeld beschränkt, er­
weitert sich dieses im Laufe der Jahre 
auf das Quartier, um im Jugendlichen- und 
Erwachsenenalter im Makroumfeld den 

7) Siehe Krummacher, Kulbach, Waltz, & Wohlfahrt 
(2003) 

Höhepunkt zu finden. Im weiteren Verlauf 
kehrt sich dieser Prozess allerdings 
wieder um, so dass mit steigendem Alter 
das Meso- und Mikroumfeld wieder an Be­
deutung gewinnen. Daher ist gerade für 
Kinder, ältere und alte Menschen das 
Quartier von besonderer Bedeutung und 
seine Qualität trägt einen erheblichen 
Anteil zur Lebensqualität der Bewohner 
bei. 
Aufgrund des eingeschränkten Mobilitäts­
radius besteht gerade für ältere und alte 
Menschen eine große Abhängigkeit 
zwischen den sozialen Kontakten und den 
räumlichen Möglichkeiten, die das 
Mikro- und Mesoumfeld bieten. Für sie 
sind sie die bedeutendsten Bezugsgrößen 8 

und stellen den Ort der Versorgung, 
des Wohnens, des Lebens und der sozia­
len Kontakte dar. Aber auch allein er­
ziehende Mütter und Väter oder Familien, 
die nur über einen oder keinen PKW 
verfügen, sind auf diese Nahversorgung 
angewiesen. Ihnen nützen die oft auch 
preisgünstigeren Einkaufsparadiese am 
Stadtrand oder in der Stadtmitte nichts, 
wenn sie nur unter erheblichen Mühen er­
reicht werden können. Die dezentralen 
Stadteilzentren des Mesoumfeldes sind 
daher unverzichtbar für die primäre 
Versorgung der Einwohner. Dies können 
Straßen oder auch kleine Systeme ver­
schiedener Straßen sein, an denen sich 
eine Vielzahl verschiedener Geschäfte 
und Dienstleistungen aller Art finden. Die 
Bewohner des Stadtteils finden hier alle 
wichtigen Produkte und Services des täg­
lichen Bedarfs wie z.B. Arzt, Apotheke, 
Friseur, Zeitungsladen, Lebensmittelge­
schäfte, Post, eine Bank etc. 
Weiterhin sind Kommunikation und sozia­
le Kontakte grundlegende Bedürfnisse. 
Durch sie kann die Alltagswelt mit anderen 
geteilt werden. Dabei ist die Vis-à-vis-
Situation die fundamentale gesellschaft­
liche Interaktion. Nur in dieser Situation 
ist die Gegenwärtigkeit aller Interaktions­
partner die Gleiche.9 Neue Kommuni­
kationsmöglichkeiten können dies nicht 

8) Siehe Thabe (1997)
 
9) Vgl. Berger & Luckmann (1987: S. 31ff)
 
10) Zur Notwendigkeit dieser Art der gesellschaft­
lichen Interaktion vgl. Berger & Luckmann (2007)
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oder nur in einem sehr begrenzten 
Rahmen erfüllen.10 So kommt diesen Or­
ten auch eine Funktion als Treffpunkt zu. 
Hier begegnen sich die Menschen, im 
Lebensmittelgeschäft, an der Ecke, auf 
dem Weg nach Hause. So stellt der 
öffentliche Raum auch einen Aufenthalts-, 
Handlungs-, Erfahrungs-, Kontakt- und 
Orientierungsort dar. Informelle Netzwer­
ke, wie z.B. Nachbarschaften, lassen ein 
Gemeinwesen erst entstehen. So ist der 
Stadtteilbezug Grundlage für eine Heimat­
verbundenheit und damit Identifikation 
mit der Gesellschaft. Ist sie nicht vorhan­
den, kann auch kein Verantwortungs­
bewusstsein für das Umfeld entstehen. 

Probleme und Mängel des öffentlichen 

Raumes 

Soziale Kontakte, die Nutzung von Dienst­
leistungen, der tägliche Einkauf etc. 
setzen die Existenz des entsprechenden 
öffentlichen Raumes voraus. Hierbei 
werden besonders die schwächeren Mit­
glieder unserer Gesellschaft, wie z.B. 
Kinder, Menschen mit Behinderungen, 
ältere und alte Menschen, oft nicht be­
rücksichtigt. So sind Wartezeiten an Am­
peln oft zu lang und die Grünzeit zu kurz 
bemessen, Gehwege und Fußgänger­
verkehrsbereiche von abgestellten PKW 
blockiert und die Gesundheit durch hohe 
Lärm- und Schadstoff-Emissionen be­
einträchtigt. 
Weiterhin sind die Aufenthaltsqualität 
des öffentlichen Raumes (wenig Plätze 
zum Ausruhen, Verweilen, Beobachten 
und Teilnehmen), die Unübersichtlichkeit 
städtebaulicher Strukturen, sowie die 
Gründefizite, Grund für die häufig geringe 
Lebensraumqualität in Städten. Hier­
durch wird die Interaktion auf ein Minimum 
reduziert und damit die Integration der 
Bewohner eines Quartiers, die interge­
nerationelle Auseinandersetzung und da­
mit die Identifikation mit der Gesellschaft 
behindert und gefährdet. 

Unter dem Begriff der Segregation wird 
sowohl in den Fachverwaltungen als auch 
in der Wissenschaft die Ungleichvertei­

11) Vgl. Friedrichs (1995) sowie Harth, Herlyn, & 
Scheller (2002) 

lung bestimmter Bevölkerungsgruppen sich die gesellschaftliche Struktur auf­ 13 
im städtischen Raum verstanden.11 Sie ist grund des demografischen Wandels ver-
Produkt sozialer und räumlicher Ungleich­ schiebt. Durch diese Verschiebung steigt 
heit. Während die räumliche Ungleich- die Anzahl der Personen, die auf das Nah­
heit eine Folge von topographischen Un­ umfeld in besonderer Weise angewiesen 
terschieden und Lagequalitäten ist, be­ sind. Auch im Hinblick auf eine Erhöhung 
schreibt die soziale Ungleichheit die öko­ der Frauenerwerbstätigkeit und die damit 
nomische, kulturelle und machtrelevante verbundene Verschiebung der Work-
Dimension. Life-Balance, ist es notwendig, den Stadt-
Eine Bevölkerung verteilt sich nicht gleich­ teil so zu gestalten, dass ein Raum ent­
mäßig innerhalb eines Besiedlungsge­ steht, in dem Wohnen und Arbeiten mög­
bietes, sondern konzentriert sich in Ab­ lich sind. 
hängigkeit verschiedener Parameter, Weiterhin ist der Wandel des öffentlichen 
wie zum Beispiel dem ökonomischen Po- Raumes hin zu hybriden Mischformen 
tenzial, in bestimmten Teilräumen. von öffentlichen und privaten Räumen 
Problematisch wird dies dann, wenn die kritisch zu hinterfragen. Besonders pro­
disproportionale Verteilung von Be­ blematisch ist die Tatsache, dass derartige 
völkerungsgruppen mit ähnlichen Merk- Räume unter die private Rechtsetzung 
malsausprägungen einen statischen fallen und somit Personen, welche nicht 
Zustand annimmt, welcher die Ungleich- den damit verbundenen Konsum bezahlen 
heit verfestigt oder verstärkt und nicht können oder wollen, von diesen Räumen 
freiwillig erfolgt. ausgeschlossen werden können.12 Diese 

Schließungen von öffentlichen Räumen 
Aus den Sozial- und Erziehungswissen­ „[...] können durch private Rechtsetzung 
schaften ist bekannt, das soziales Lernen etwa in Form von Wach- und Sicherheits­
insbesondere in Familien, Schulen und diensten auf Grundlage kommunaler 
Peer-Groups erfolgt. Also den Bereichen, Satzungen, Hausrecht oder so genannten 
die dem Mikro- und Mesoumfeld zuge- Jedermannsrechten unterstrichen und 
rechnet werden können. Von besonderer gegebenenfalls auch durchgesetzt wer-
Bedeutung bei der gesellschaftlichen den.“13 

Integration ist die Chancengleichheit hin­
sichtlich der Teilhabe an wirtschaftlichen, Voraussetzungen für evidenzbasierte 

sozialen und politischen Prozessen. Handlungsempfehlungen 

Anlehnend an der Verstärkung abweichen- Eine der bekanntesten Institutionen die 
den Verhaltens in Wohnbereichen mit politische Handlungsempfehlungen für 
einer hohen Quote an sozial diskriminierten Kommunen publiziert, ist die Bertels-
Menschen kann davon ausgegangen mann-Stiftung mit ihrem Projekt „Aktion 
werden, dass in Quartieren mit ausschließ- Demographischer Wandel”. Auch das 
lich älteren und alten Menschen eine Berlin-Institut gibt mit einer Bewertung 
weitgehende Selbständigkeit wesentlich der Regionen 14 eine Handlungsemp­
unwahrscheinlicher, als in heterogenen fehlung für Kommunen ab. In beiden Fällen 
Quartieren, also in generationell durch­ zeigen die entsprechenden Zahlen eine 
mischten Quartieren, ist. So können bei Zunahme der älteren und eine Abnahme 
entsprechender Anpassung des Meso­ der jungen Bevölkerung in Deutschland. 
umfeldes die Selbständigkeit der älteren Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, 
und alten Menschen unterstützt oder An- dass es sich hierbei um Hochrechnungen 
reize zu einer Wiedererlangung gesetzt und Fortschreibungen aktueller Prozesse 
werden. Dies bildet die Grundlage zur ak­ handelt. Die Zahlen bilden nur einen 
tiven Teilnahme am gesellschaftlichen statistischen Durchschnitt und unterschei­
und sozialen Leben und damit den Zugang 
zu den vorhandenen Human- und Kapital­
ressourcen der entsprechenden Personen 
sowie zum intergenerationellen Diskurs. 

12) Zur damit verbundenen Gefährdung demokra­
tischer Grundrechte siehe auch das Urteil des BGH 
(2005) 
13) Vgl. NRW (2004) 

Das Thema wird umso wichtiger, je mehr 14) Siehe Klingholz, Kröhnert, & Medicus (2006) 
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14 den sich von Kommune zu Kommune 
ja sogar von Stadtteil zu Stadtteil teilwei­
se sehr deutlich von einander.15 Insbe­
sondere aus der Untersuchung des Berlin-
Instituts geht dies hervor. Weiterhin sind 
diese Zustände keineswegs statischer 
Natur, wie beispielsweise die Stadtteile 
Prenzlauer Berg, Kreuzberg und Neukölln 
in Berlin zeigen, sondern vielmehr einem 
stetigen Wandel unterworfen und nicht 
mit deskriptiven Statistiken vorhersagbar. 

Hieraus entsteht ein mehrfaches Dilem­
ma, welches in Planungen zur Anpassung 
der Kommunen an den Wandel bisher 
ungenügend berücksichtigt wurde. Zum 
einen können die für Deutschland be­
schriebenen Prozesse aufgrund ihrer nicht 
vorhersagbaren zukünftigen Veränderung, 
nicht auf Quartiere übertragen werden. 
Zum anderen handelt es sich bei Quartie­
ren um dynamische Gebilde, deren Teile 
wechselseitig voneinander abhängen und 
sich gegenseitig beeinflussen. Diese Dy­
namik kann jedoch nicht mit den bisheri­
gen statistischen Methoden der Sozial­
wissenschaft beschrieben, analysiert und 
noch weniger prognostiziert werden. 
Hierfür sind Methoden notwendig, die 
qualitative und quantitative Ansätze mitei­
nander verbinden und in der Lage sind, 
die vorgegebenen Regeln und Strukturen 
des zu analysierenden Systems an eine 
sich verändernde Umwelt zu adaptieren. 
Hier können Systeme helfen, die im Sinne 
eines mikrosoziologischen Ansatzes, die 
Dynamiken des Stadtteils auf Basis der 
Interaktionsregeln der Akteure berechnen. 
Dieser Ansatz erfordert eine konstrukti­
vistische Herangehensweise die jedoch 
auch das Verständnis der in einer Stadt 
ablaufenden Prozesse erweitern kann. So 
konnte Schelling 16 mit Hilfe einer solchen 
Simulation zeigen, dass für ethnische Se­
gregation bereits die sehr einfache Annah­
me „Birds of a feather flock together” 17 

eine hinreichende Bedingung für die Bil­
dung von Gettos ist und weitere Annah­

15) Siehe Barlösins (2007)
 
16) Schelling (1971) Für diese Arbeit erhielt er 2005
 
den Nobelpreis für Wirtschaftswissenschaften
 
17) Übersetzt bedeutet dies „Gleich und Gleich 

gesellt sich gern”
 
18) Vgl. auch Kalisch (2003)
 

men wie z.B. Fremdenfeindlichkeit nicht 
benötigt werden. Was jedoch nicht heißt, 
dass diese nicht vorhanden sind. Für die­
se Arbeit erhielt er 2005 den Nobelpreis 
für Wirtschaftswissenschaften. Das Ver­
fahren der „Multi-Agenten basierten Si­
mulation“ hat in den letzten Jahren nicht 
zuletzt durch die Steigerung der Rechen­
kapazität moderner Computer eine Auf­
wertung vor allem in den Wirtschaftswis­
senschaften erfahren. Dieses Verfahren 
ließe sich auch auf die Prozesse der Stadt­
entwicklung übertragen und planerisch 
nutzen.18 Auf Basis der Akteursprä­
ferenzen, die für sehr viele Gruppen in 
einem Quartier aus den unterschiedlichen 
wissenschaftlichen Fachdisziplinen be­
kannt sind, können auf mikrosoziologischer 
Ebene Interaktionsregeln beschrieben 
werden, welche makrosoziologische Pro­
zesse abbilden, beschreiben und vor 
allem fundierte Prognosen erlauben. Erst 
aus einer solchen Analyse der Dynamik 
der kommunalen Strukturen kann dann ei­
ne evidenzbasierte politische Handlungs­
empfehlung abgeleitet werden. 

Dominik Kalisch, Dipl. Soz.-Wiss. ist 
Stipendiat der Friedrich-Ebert-Stiftung 
und promoviert an der Universität Duis­
burg-Essen zum Thema „Multi-Agenten 
basierte Simulation in der Stadtent­
wicklung“. Weitere Informationen sind 
zu finden unter www.kalisch.biz. 

Kontakt: 
dominik.kalisch@dza.de 
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Jugendquotient 
Personen bis unter 20 
Jahre bezogen auf 100 
Personen im Alter von 
20 – unter 60 Jahre. 

Altersquotient 
Personen ab dem 
65. Lebensjahr bezo­
gen auf 100 Personen 
im Alter von 20 – unter 
65 Jahre. 

Gesamtquotient 
Personen bis unter 20 
Jahre und Personen 
ab dem 60. Lebens­
jahr bezogen auf 100 
Personen im Alter von 
20 – unter 60 Jahre. 

P0−<20 

P20−<65 
∗ 100 

P65+ 

P20−<65 
∗ 100 P0−<20 + P65+ 

P20−<65 
∗ 100 

Definition von Jugend-, Alters- und Gesamtquotient 
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GeroStat – Statistische Informationen 
Räumliche Muster der demografischen Alterung in Deutschland 

Elke Hoffmann 

Lange Zeit waren regionaldemografische 
Daten in erster Linie mit einer Begren­
zung auf administrative Länder- und Ge­
meindestrukturen die Regel. Länder 
und ggf. auch Kommunen verfügen über 
Statistische Ämter, die die Grunddaten 
der demografischen Entwicklung, aber 
auch Daten der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Situation in der jeweili­
gen Region erfassen. Sie sind unentbehr­
liche Basis für landespolitisches und 
-planerisches Handeln. Die online verfüg­
bare „Regionaldatenbank Deutschland“ 
der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder bietet dafür eine breite Infor­
mationsbasis (www.regionalstatistik.de). 

Heutzutage sind es vor allem zwei zentrale 
Fragen, die demografische Grunddaten 
für die jeweilige Region zu beantworten 
haben: 

a) Wie entwickelt sich der Bevölkerungs­
bestand, gibt es eine Zunahme oder ist 
ein Schrumpfen der Bevölkerungszahl 
zu konstatieren? 

b) Mit welcher Intensität und mit welchem 
Tempo verläuft die Alterung der Bevöl­
kerung? 

Tabelle 1 gibt Antwort auf die Frage (a). 
Sie veranschaulicht die Bevölkerungsent­
wicklung in den Bundesländern seit 1991. 
Neun Länder können einen Zuwachs 
ihrer Bevölkerungszahl verbuchen, allen 
voran Bayern und Baden-Württemberg. 
Die höchsten Verluste registrieren außer 
Brandenburg die neuen Bundesländer. 
Als Verursacher kommen acht verschiede­
ne Interaktionstypen der demografischen 
Grundprozesse Geburtlichkeit, Sterb­
lichkeit und Wanderungen in Betracht. 
Sichtbar wird, dass Bevölkerungszuwäch­
se fast ausschließlich nur durch Wande­
rungsgewinne erreicht wurden. Am 
kritischsten ist die Lage in den neuen Bun­
desländern, wo Sterbeüberschüsse mit 
Wanderungsverlusten zusammentreffen. 

Abbildung 1 reflektiert anhand des Billeter­
maßes die Intensität des Alterungs­
prozesses in den Bundesländern seit 1991. 
Sie ist in den neuen Bundesländern am 
stärksten. Selektive Abwanderungen 

junger Menschen sind die Ursache dafür, 
dass die Bevölkerungszahl abnimmt 
und die verbleibende Bevölkerung über­
durchschnittlich schnell altert. Am 
günstigsten verläuft die Entwicklung in 
Hamburg mit einer geringen Verjüngung 
seit 1991, sowie in den drei nordwest­
lichen Bundesländern. 

Um auf die demografischen Herausforde­
rungen angemessen reagieren zu können, 
muss über administrative kommunale 
Grenzen hinaus gedacht werden und es 
gilt, raumstrukturelle Verflechtungen 
in den Blick zu nehmen. Daten dafür stellt 
das Räumliche Beobachtungssystem des 
Bundesamtes für Bauwesen und Raum­
ordnung (BBR) zur Verfügung 
(www.bbr.bund.de). Für unterschiedliche 
räumliche Bezugsebenen und Raum­
typisierungen werden hier Informationen 
zur Entwicklung im Bundesgebiet und 
in Europa bereit gestellt. Die hinsichtlich 
des demografischen Wandels hervor­
stechenden groben regionalen Unter­
schiede zwischen Ost und West sowie 
zwischen Stadt und Land können hiermit 
differenzierter und in ihrer Komplexität 

Typen der Bevölkerungsdynamik: 

A: Geburtenüberschüsse größer als 

Wanderungsverluste -> Zunahme 

B: Geburtenüberschüsse größer als 

Wanderungsgewinne -> Zunahme 

C: Wanderungsgewinne größer als 

Geburtenüberschüsse -> Zunahme 

D: Wanderungsgewinne größer als 

Sterbeüberschüsse -> Zunahme 

E: Sterbeüberschüsse größer als 

Wanderungsgewinne -> Abnahme 

F: Sterbeüberschüsse größer als 

Wanderungsverluste -> Abnahme 

G: Wanderungsverluste größer als 

Sterbeüberschüsse -> Abnahme 

H: Wanderungsverluste größer als 

Geburtenüberschüsse -> Abnahme 

Bundesländer Bevölkerung Veränderung 
am 31.12.2006 seit 1991 

Natürlicher Wanderungs- Gesamt-
Saldo* saldo** saldo*** 

Typen der 
Bevölkerungs
 dynamik 

-

in 1.000 in % 1991-2006 

Baden-Württemberg ............. 10.738,8 + 7,4 182.048 736.409 918.457 C 
Bayern ................................... 12.492,7 + 7,7 24.265 1.018.328 1.042.593 C 
Berlin ..................................... 3.404,0 - 1,2 -110.013 78.735 -31.278 E 
Brandenburg (1) ................... 2.547,8 + 0,2 -174.634 138.157 -36.477 E 
Bremen ................................. 664,0 - 2,9 -28.035 10.634 -17.401 E 
Hamburg ............................... 1.754,2 + 5,1 -45.958 148.450 102.492 D 
Hessen .................................. 6.075,4 + 4,1 -47.869 353.137 305.268 D 
Mecklenburg-Vorpommern ... 1.693,8 - 10,5 -103.223 -111.148 -214.371 G 
Niedersachsen ...................... 7.982,7 + 6,8 -95.736 685.588 589.852 D 
Nordrhein-Westfalen ............ 18.028,7 + 3,0 -207.567 885.827 678.260 D 
Rheinland-Pfalz .................... 4.052,9 + 6,1 -77.105 362.540 285.435 D 
Saarland ............................... 1.043,2 - 3,1 -55.175 25.381 -29.794 E 
Sachsen ................................ 4.249,8 - 9,2 -389.438 -138.045 -527.483 F 
Sachsen-Anhalt .................... 2.441,8 - 13,5 -236.708 -196.740 -433.448 F 
Schleswig-Holstein ............... 2.834,3 + 7,0 -59.910 308.101 248.191 D 
Thüringen .............................. 2.311,1 - 10,1 -183.619 -107.188 -290.807 F 

Deutschland ... 82.314,9 + 2,5 -1.610.100 4.198.400 2.588.300 D 

* Natürlicher Saldo: Überschuss der Geborenen (+) bzw. der Gestorbenen (-) 
** Wanderungssaldo: Überschuss der Zuzüge (+) bzw. der Fortzüge (-) 
*** Gesamtsaldo: Zunahme (+) bzw. Abnahme (-) der Bevölkerungszahl 
(1) Die Differenz zwischen Bevölkerungszunahme einerseits, negativem Gesamtsaldo andererseits kann hier nicht geklärt werden. 

Tabelle 1: Komponenten der Bevölkerungsdynamik in Deutschland, 1991 bis 2006 
Daten: eigene Berechnungen nach Mai et. al (2007:39ff.) und StBA (2007, 2006) 
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16 dargestellt werden. Aus der Fülle des In­
formationsangebotes, welches auch 
eine Raumordnungsprognose beinhaltet, 
wurden einige Aussagen zu regionalen 
Mustern und Verläufen des demografi­
sche Alterungsprozesses in Deutschland 
ausgewählt, die Antworten auf Frage (b) 
geben können (BBR 2005, 2006). 

Der Alterungsprozesses findet in allen 
Regionen statt und ist nicht aufzuhalten. 
Auffallend ist das Ost-West-Gefälle. Mit 
Ausnahme großer Teile von Mecklenburg-
Vorpommern sind die östlichen Bundes­
länder bis hin zum östlichen Nieder­
sachsen überdurchschnittlich alt (vgl. Ab­
bildung 2 ). Das betrifft auch die alten In­
dustrieregionen des Westens sowie viele 

Schleswig-Holstein 
126,3% 

Hamburg 
92,6%

Bremen 
118,4% 

Niedersachsen 
124,4% 

Nordrhein-
Westfalen 
123,4% 

Hessen 
126,7% 

Rheinland-
Pfalz 
127,3% 

Saarland 
138,3% 

Baden-
Württemberg 
134,1% 

unter 100% 100- u.125% 125- u. 150% 

Kernstädte mit Wanderungsverlusten 
durch den Wegzug junger Familien sowie 
landschaftlich attraktive Regionen an 
der Küste und am Alpenrand mit Wande­
rungsgewinnen durch ältere Menschen. 
Jünger sind städtische Umlandregionen, 
die als Zielgebiete fortschreitender Sub­
urbanisierungsprozesse fungieren sowie 
einige Regionen mit vergleichsweise 
höheren Geburtenraten. Obwohl Mecklen­
burg-Vorpommern zu den Regionen mit 
überdurchschnittlich hoher Alterung zählt, 
ist die Bevölkerung dort noch immer 
jünger als im Süden. Abbildung 3 gibt einen 
Ausblick auf die Altersstruktur im Jahr 
2020 und verdeutlicht die Kontinuität der 
demografischen Entwicklung. 

Mecklenburg-Vorpommern 
339,0% 

Berlin 
151,7% 

Brandenburg 
239,7% 

Sachsen 
181,9% 

Prozentuale Veränderung des Billetermaßes* im Jahr 2006 im Vergleich zu 1991 (=100%) 
* Differenz zwischen den Personen unter 15 Jahren und den Personen ab 50. Lebensjahr 

bezogen auf 100 Personen im Alter von 15- unter 50 Jahre 

Abbildung 1: Alterung in Deutschland seit 1991, dargestellt anhand des Billetermaßes* 
Daten: Statistisches Bundesamt, Wiesbaden. Bevölkerungsfortschreibung. Berechnet 
mit GeroStat – Statistisches Informationssystem. DZA, Berlin 

Wie schon Abbildung 1 zeigte, altert der 
Osten schneller, insbesondere Regionen 
mit geringer siedlungsstruktureller Ver­
dichtung. Dieser Zusammenhang gilt – 
allerdings auf einem deutlich niedrigeren 
Niveau – auch für einige westliche Re­
gionen, für kreisfreie Städte und für sub­
urbane Räume mit nachlassender Zu­
zugsintensität. 
Die Zahl der Regionen mit rückläufigen 
Bevölkerungsbeständen wird immer grö­
ßer. Am intensivsten ist der Bevölke­
rungsrückgang im Norden und Süden der 
neuen Bundesländer sowie im mittel­
deutschen Raum, mit Ausnahme des 
Brandenburger Umlandes von Berlin. Sub­
urbane Räume werden noch bis zum 
Jahr 2020 über eine positive Bevölkerungs­
bilanz verfügen. 
Tendenziell steht einer größer werdenden 
Gruppe zumeist ländlich oder kleinstäd­
tisch geprägter Regionen (zunehmend 
auch Randlagen von Verdichtungsräumen) 
mit Schrumpfungs- und überdurch­
schnittlichen Alterungsprozessen eine 
kleiner werdende Gruppe wachsender 
und weniger alternder Regionen gegen­
über. 

Kontakt: 
elke.hoffmann@dza.de 
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jünger
 

Abbildung 2: Regionale Altersstrukturen 2002 in Deutschland, 2002 
Daten: BBR (2006:31, Karte 2.8) 
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Abbildung 3: Anteil der Bevölkerung 60 Jahre und älter in Deutschland im Jahr 2020 
Daten: BBR (2008) 
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Hinweise, Projekte und Modelle 

BMFSFJ – Initiative „Alter schafft Neues“ 

Die Initiative „Alter schafft Neues“ bündelt 
Programme zur Förderung und gesell­
schaftlichen Nutzung des Engagements 
älterer Menschen. Ziel ist es, neue frei­
willige Tätigkeiten anzustoßen, welche 
die Lebensqualität für alle Generationen 
verbessern und zugleich ein realistisches 
Altersbild verankern sollen. 
Das Programm „Freiwilligendienste aller 
Generationen“, auf drei Jahre ausgelegt 
(Beginn 1. Januar 2009) und mit 22,5 
Millionen Euro ausgestattet, wendet sich 
an alle Altersgruppen, insbesondere 
aber an ältere Menschen. Es bietet ihnen 
Gelegenheiten, ihr Wissen und ihre 
Arbeitskraft ehrenamtlich aber verbindlich 
und längerfristig (8–20 Std. pro Woche, 
mindestens 6 Monate) für eine Einrichtung 
oder ein Projekt zur Verfügung zu stellen 
(z. B. Kinderbetreuung, Pflege, Jugendar­
beit). Gefordert ist arbeitsmarktpolitische 
Neutralität, getreu der Maxime, Freiwilli­
ge ersetzen keine qualifizierten Arbeits­
kräfte. Das Programm fußt auf drei Säulen: 

1) Bundesweit 30 Leuchtturmprojekte: 
30 gemeinsam mit den Ländern ausge­
wählte Gemeinden, Städte oder Träger 
(Wettbewerb), die sich der veränderten 
demografischen Situation aktiv stellen 
wollen, erhalten jeweils 150.000 Euro 
über drei Jahre, wenn sie die neuen 
Freiwilligendienste mit besonderer Krea­
tivität in ihrem Ort etablieren. 

2) www.das-buergernetz.de als erste 
bundesweite Suchwebsite für ehren­
amtliches Engagement: Interessierte 
können nach Postleitzahl, Thema 
und/oder Einsatzfeld eine Betätigung 
ihrer Wahl finden, und Kindergärten, 
Schulen, Vereine und Initiativen aller Art 
können ihre Angebote zum Mitmachen 
dort einstellen. Die Website wird in 
Partnerschaft mir dem Bundesnetzwerk 
Bürgerschaftliches Engagement (BBE) 
und dem Deutschen Städte- und Ge­
meindebund aufgebaut. Starthilfe sind 
4,5 Millionen Euro Bundesmittel für 
2000 Kommunen, die lokale Internetsei­
ten zu Freiwilligendiensten aller Gene­
rationen aufbauen, und in das zentrale 
Angebot einspeisen. 

3) „Mobile Kompetenzteams“, Qualifika­
tion und Stärken der Strukturen: Der 
Bund gibt jährlich bis zu 2,3 Millionen 
Euro für den bundesweiten Einsatz 
von „mobilen Kompetenzteams“ in den 
Ländern und in enger Abstimmung 
mit ihnen. Jeweils 7–8 Teams aus 2–3 
Experten sollen in die Kommunen 
gehen, um dort Multiplikatoren zu schu­
len. Die Länder erhalten dafür bis zu 
drei Jahre Zuschüsse des Bundes (Ko­
finanzierung). Zusätzlich werden bis 
1 Million Euro jährlicher Bundesmittel 
für die Weiterbildung von Freiwilligen 
und die Qualifikation der sie anleiten­
den Fachkräfte vor Ort (z. B. in Volks­
hochschulen und Bildungseinrichtungen 
der Wohlfahrtsverbände) bereitgestellt. 
Zielgruppen sind: Freiwillige und 
Hauptamtliche ebenso wie Entschei­
dungsträger. 

“Aktiv im Alter“ 
Ziel dieses neuen Bundesprogramms ist 
es, das Selbstbewusstsein und die 
Motivation älterer freiwillig engagierter 
Menschen zu fördern, ihre Rolle als 
Mitgestalter und Mitentscheider in den 
Kommunen zu stärken und ein realis­
tisches Altersbild in der Gesellschaft zu 
verankern. In einem Teilnahmewett­
bewerb können die Kommunen Umset­
zungsstrategien für das aktive Alter er­
proben und die Bürgerbeteiligung stärken. 
Der Bund unterstützt mit je 10.000 Euro 
zunächst 150 Kommunen, die in den Jah­
ren 2008 und 2009, gezielt und planmäßig 
auf Wünsche und Bedarfe vor Ort rea­
gieren, neue Angebotsformen erproben 
(z. B. Bürgerforen „Wie wollen wir 
morgen leben?“) und den Erfahrungsaus­
tausch sowie die Einbindung älterer Enga­
gierter in Entscheidungsprozesse fördern. 
Das Programm verfolgt einen globalen 
Ansatz, der über föderale Strukturen, Ein­
satzfelder, Vereine, Verbände und Ins­
titutionen hinweg reicht und von Bürger­
foren bis hin zu Zukunftswerkstätten 
alle Formen der Entwicklung von Engage­
ment und Partizipation älterer Menschen 
in den Kommunen einschließt. 

Mit einer bundesweiten Fachtagung zum 
Thema „Alter schafft Neues – Auf dem 
Weg zur Beteiligungsgesellschaft“ wurde 
am 2. und 3. April 2008 der Startschuss 
für das Programm gegeben und die Aus­
schreibung für den Teilnahmewettbewerb 
eröffnet. Zuvor war der Bundesministerin 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
das Memorandum „Mitgestalten und 
Mitentscheiden – Ältere Menschen in 
Kommunen“ übergeben worden, dessen 
Leitlinien und Handlungsperspektiven 
dem Programm als Orientierung dienen 
sollen. Das Memorandum wurde im 
Verlauf der Tagung der Fachöffentlichkeit 
vorgestellt und mit Vertreterinnen und 
Vertretern aus Politik, Wissenschaft und 
Gesellschaft diskutiert. 
Das Memorandum entstand aus einer Ge­
meinschaftsinitiative der kommunalen 
Spitzenverbände zusammen mit Vertrete­
rinnen und Vertretern der Bundesländer, 
der Kirchen, der Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, der Sportverbände und 
der Senioren-Organisationen. Die Bun­
desarbeitsgemeinschaft der Senioren-Or­
ganisationen (BAGSO) koordinierte das 
Vorhaben. Die Initiatoren setzen sich darin 
für neue lokale Partnerschaften in den 
Kommunen 
ein, die das Erfahrungswissen und die En­
gagementbereitschaft der Älteren aner­
kennen und unterstützen. 

Weitere Informationen: 
www.alter-schafft-neues.de 
BAGSO, Tel. (0228)249 9930 
E-Mail: memorandum@bagso.de 

mailto:memorandum@bagso.de
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19 Ergebnisse der Langzeitstudie „Mög­

lichkeiten und Grenzen selbständiger 

Lebensführung in vollstationären Ein­

richtungen“ (MuG IV) 

Im vollstationären Bereich ist seit dem 
Vergleichsjahr 1995 (Einführung der Pfle­
geversicherung) eine erhebliche Steige­
rung der Bewohnerschaft zu verzeichnen. 
Insgesamt lebten Ende 2005 rund 750.000 
Menschen in vollstationär betriebenen Al­
tenheimen. Die Zahl der Pflegebedürfti­
gen in (vollstationären) Alteneinrichtun­
gen ist seit 1994 von 420.000 auf knapp 
640.000 Bewohnerinnen und Bewohner 
und damit um 52 Prozent gestiegen. Die 
im Forschungsverbund um TNS Infratest 
München durchgeführte Befragung zeigt 
ein differenziertes Bild der heutigen voll­
stationären Pflegelandschaft. Befragt 
wurden dazu Pflegerinnen und Pfleger 
von insgesamt 4.229 Bewohnerinnen und 
Bewohnern aus 609 Alteneinrichtungen in 
Deutschland. 

Wichtige Befunde sind: 

• Es gibt einen veränderten Hilfe- und 
Pflegebedarf. 85 Prozent (gegenüber 63 
Prozent 1994) der Bewohnerinnen und 
Bewohner sind pflegebedürftig und be­
ziehen Leistungen der Pflegeversiche­
rung. Weitere 6 Prozent gehören zur 
sog. Pflegestufe 0, d. h. sie benötigen 
pflegerische Hilfeleistungen, wobei de­
ren (zeitlicher) Bedarf jedoch noch un­
terhalb der im SGB XI formulierten und 
im Rahmen der MDK-Begutachtung 
festgestellten Schwelle eines erhebli­
chen Pflegebedarfs liegt. 

• Unterstützt von Familienangehörigen 
und Ehrenamtlichen gibt es – gegen­
über der Erstuntersuchung 1994 – eine 
nachweisbare Abkehr von der Funkti­
onspflege hin zur sog. Personenpflege, 
die vielfach mit einfachen, aber wirksa­
men Konzepten auf die stattfindende 
Veränderung im Betreuungsbedarf rea­
giert und damit einen wichtigen Beitrag 
zur Verbesserung von Pflege- und Le­
bensqualität leistet. 

• Die Bewohnerinnen und Bewohner 
kommen – nicht zuletzt dank guter Kon­
zepte im ambulanten Bereich und dank 
erfolgreicher Prävention – in durch­
schnittlich höherem Alter in die Einrich­
tungen. 

• Ein deutliches Nachfrageplus nach Plät­
zen für kognitiv beeinträchtigte und in 
der Regel demenzkranke Personen 
prägt maßgeblich die Entwicklungen im 
Bereich der vollstationären Altenhilfe. 

• Die Einrichtungen haben auf diese Ent­
wicklungen sehr differenziert und im 
Sinne einer individuellen Ausgestaltung 
der Heimumwelt reagiert. 

• Im Bereich der Ablauforganisation sind 
verstärkt Wohngruppenkonzepte mit 
Bezugspflege sowie mit spezifischen 
Betreuungsformen für Demenzkranke 
als Alternative zur klassischen Stations­
pflege vorzufinden. Positiv ist die Ent­
wicklung auch bei den wohnlichen Ge­
gebenheiten für die Mehrheit der Be­
wohnerinnen und Bewohner: der relativ 
hohe Anteil von Einbettzimmern bietet 
Rückzugsräume und ermöglicht es, das 
Leben im Heim stärker im Sinne der ei­
genen Bedürfnisse zu führen. 

• Sicherheit und eine optimale Versor­
gungsqualität korrespondieren meist 
mit der grundlegenden Anforderung, 
auch im Falle von Pflegebedürftigkeit 
und bei einem Wechsel in eine vollsta­
tionäre Einrichtung den Lebensabend 
gemäß den eigenen Wünschen und Be­
dürfnissen weiter gestalten zu können. 

Weitere Informationen: 
Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 
info@bmfsfjservice.bund.de 
www.bmfsfj.de 

Was bringt die Reform der Pflege? 

Mit dem Pflegeweiterentwicklungsgesetz 
sind auf der Leistungsseite wichtige Ver­
besserungen verbunden. Zu deren Finan­
zierung steigt der Beitragssatz zum 1. Juli 
um 0,25 Prozentpunkte. 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
• Zum ersten Mal seit Einführung der Ver­

sicherung vor 13 Jahren erhöhen sich 
die ambulanten Pflegesätze über alle 
Stufen bis 2012 in drei Schritten. So 
steigen die Sachleistungen in der Stufe I 
von heute 384 auf 450 Euro. In der sta­
tionären Pflege gibt es für die Pflegestu­
fe III mehr Geld. Ab 2015 sollen die Pfle­
gesätze zudem automatisch alle drei 
Jahre an die Preisentwicklung ange­
passt werden. 

• Zum ersten Mal bekommen auch De­
mente in der so genannten „Pflege­
stufe 0“ Geld. Wie Erkrankte, die bereits 
in einer Pflegestufe sind, erhalten auch 
sie künftig bis zu 2400 Euro im Jahr. Bis­
her sind es 460 Euro. Diese Regelung 
gilt auch für geistig Behinderte. Das Vo­
lumen für diese Änderung liegt bei 560 
Millionen Euro. 

• Behinderte und pflegebedürftige Kinder 
erhalten bei Fehlen von kindgerechten 
Pflegeplätzen im Rahmen der Kurzzeit­
pflege auch bei der Unterbringung in 
Einrichtungen der Behindertenhilfe 
Leistungen der Pflegeversicherung. 

• In Heimen finanziert die Pflegeversiche­
rung für je 25 betreute Demente eine 
zusätzliche Betreuungsperson. Dafür 
stehen 200 Millionen Euro zusätzlich be­
reit. 

• Für eine bessere Beratung können die 
Bundesländer Mittel für den Aufbau von 
Pflegestützpunkten beantragen. Hierfür 
stehen Mittel in Höhe von 60 Millionen 
Euro zur Verfügung. 

• Arbeitnehmer in Betrieben mit mehr als 
15 Beschäftigten können künftig eine 
unbezahlte Pflegezeit von bis zu sechs 
Monaten in Anspruch nehmen, um nahe 
Angehörige zu pflegen. Liegt der Pflege­

mailto:info@bmfsfjservice.bund.de
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20 aufwand pro Woche bei mehr 14 Stun­
den, sind sie sozialversichert. Tritt ein 
akuter Pflegefall auf, können Angehöri­
ge kurzfristig einen ebenfalls unbezahl­
ten, zehntätigen Pflegeurlaub nehmen. 

• Ab 2011 prüft der Medizinische Dienst 
der Krankenkassen Heime und ambulan­
te Einrichtungen jährlich. Die Kontrollen 
sollen grundsätzlich unangemeldet er­
folgen, die Ergebnisse werden veröf­
fentlicht. Bisher liegt der Prüfabstand 
bei etwa fünf Jahren. 

• Pflegeheime können in einem gestuften 
Verfahren über eine Ermächtigung an 
der vertragsärztlichen Versorgung teil­
nehmen und einen Heimarzt anstellen, 
wenn die Versorgung der Heimbewoh­
ner anderweitig nicht gewährleistet ist. 

Bundeskonferenz (BUKO-QS) benennt 

Qualitätsniveaus in der stationären Al­

tenpflege 

Qualitätsniveaus dienen der systemati­
schen Bündelung von berufsgruppen- und 
disziplinübergreifenden Wissensbestän­
den für die Praxis zu einem auf nationaler 
Ebene bedeutsamen Thema der Pflege 
und Betreuung. Sie konzentrieren das der­
zeit aktuell zur Verfügung stehende evi­
denzbasierte Wissen. Die notwendige Ko­
ordination und Kooperation von internen 
und externen Akteuren, die auf den Alltag 
von Pflegeeinrichtungen Einfluss neh­
men, werden aufgezeigt. Ein Qualitätsni­
veau (QN) unterscheidet sich von Exper­
tenstandards in der Pflege und Leitlinien 
in der Medizin durch die berufsgruppen-
und disziplinübergreifende Perspektive. 
Verbraucher und Selbstorganisationen 
sind einbezogen. Im Economica Verlag 
der Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm 
sind, herausgegeben von der Bundeskon­
ferenz zur Qualitätssicherung im Gesund­
heits- und Pflegewesen e.V. (BUKO-QS), 
die ersten beiden Bände zu QN in der sta­
tionären Altenhilfe zu den Themen 

• Mobilität und Sicherheit bei Menschen 
mit demenziellen Einschränkungen in 
stationären Einrichtung (von M. Schäu­
fele, I. Hendlmeier, S. Teufel und S. 
Weyerer) sowie 

• Orale Nahrungs- und Flüssigkeitsversor­
gung von Menschen in Einrichtungen 
der Pflege und Betreuung (von S. Bar­
tholomeyczik, M. Schreier, D. Volkert 
und J. Chim Bai 

erschienen. Die Erstellung der QN wurde 
durch das BMFSFJ gefördert. 

Ein Qualitätsniveau ist folgendermaßen 
aufgebaut: Die Maßstäbe zur Festlegung 
für Qualität werden aus der Perspektive 
von Bewohnern formuliert, ihre Bedürf­
nisse und Bedarfe sind Ausgangspunkt. 
Mit zu bedenken ist weiterhin die Rolle 
von Angehörigen/Bevollmächtigten und 
Ehrenamtlichen. Eingangs wird eine Kern­
aussage getroffen, die Relevanz des The­
mas dargelegt und zentrale Begriffe defi­

niert. Diese Kernaussage wird anschlie­
ßend auf Ebene 1 durch die Bildung von 
Zielen dimensioniert, die ergebnisorien­
tiert und in Bezug auf Bewohner in ihrer 
Lebenswelt aufgestellt werden. Kernaus­
sage und Ziele werden vor dem Hinter­
grund der besten derzeit ereichbaren Evi­
denz dargelegt. Auf der Ebene 2 folgt die 
Bildung von Kriterien in Form einer Ma­
trix. Sie sind handlungsorientiert, zeigen 
mittels handlungsleitender Empfehlungen 
Wege der praktischen Umsetzung auf und 
orientieren sich an den Adressaten in den 
Verantwortungsbereichen (intern: Mitar­
beiter und Träger/Management, extern: 
Professionen und Bezugspersonen). 
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Zeitschriftenbibliografie DZA GeroLit 
Gerontologie 

Die Zeitschriftenbibliografie wurde von 
den Bibliotheksmitarbeiter/innen des 
Deutschen Zentrums für Altersfragen 
erstellt. Nicht alle neuen Artikel werden 
in dieser aktuellen Ausgabe nachge­
wiesen. Bitte nutzen Sie daher zusätz­
lich unseren kostenfreien Online-Katalog 
GeroLit, der beim Gemeinsamen Biblio­
theksverbund (www.gbv.de) angesiedelt 
ist, um sich über die zusätzlichen Neuer­
scheinungen – auch im Buchbereich – zu 
informieren. 

DZA-Bibliothek 

Die Präsenzbibliothek des Deutschen 
Zentrums für Altersfragen ist an folgen­
den Tagen geöffnet: 
Dienstag 10.00–19.00 Uhr. 
Mittwoch und Donnerstag 10.00–16.00 Uhr. 
Besucher, die von auswärts anreisen 
oder die Bibliothek für einen längeren 
Studienaufenthalt nutzen wollen, können 
auch einen Termin außerhalb der Öff­
nungszeiten unter der Telefonnummer 
(030)260740–80 vereinbaren. 
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edition ebersbach 2007. 107 S. Übers. von: Une 
mort très douce 
ISBN 978–393–874–0422: EUR 18.00 

Buchmann, Klaus-Peter: Demenz und Hospiz: 
Sterben an Demenz erkrankte Menschen 
anders? Wuppertal: der hospiz verlag, 2007. 
174 S.: graph. Darst. 
ISBN 978–398–112–4064: EUR 19.90 

Jakoby, Bernard: Geheimnis Sterben: was wir 
heute über den Sterbeprozess wissen. Reinbek 
bei Hamburg: Rowohlt Taschenbuch Verlag, 
2007. 172 S. (Rororo; 62067. Sachbuch). 
ISBN 978–349–962–0676: EUR 9.95 

Jordan, Isabella: Hospizbewegung in Deutschland 
und den Niederlanden: Palliativversorgung und 
Selbstbe-stimmung am Lebensende. Frankfurt 
a.M.: Campus, 2007. 255 S. (Kultur der Medi­
zin; Bd. 22). Register. 
ISBN 978–359–338–3620: EUR 29.90 

Kellehear, Allan: A social history of dyingtitel. 
Cambridge etc.: Cambridge University Press, 
cop. 2007. 297 S. Index. 
ISBN 978–05–2169–429–2: EUR 25.99 

Sogyal (Rinpoche): Das tibetische Buch vom 
Leben und vom Sterben: ein Schlüssel zum 
tieferen Verständnis von Leben und Tod/Sogyal 
Rinpoche; mit einem Vorw. des Dalai Lama; 
[Übers. aus dem Engl. von Thomas Geist und 
Karin Behrendt]. Überarb. und aktual. Neuaufl., 
4. Aufl. Frankfurt a.M.: S. Fischer, 2006. 511 S.
 
Übers. von: The Tibetan book of living and
 
dying. Register. 

ISBN 978–350–261–113–4: EUR 29.90
 

Gesetze/Verordnungen/Richtlinien/Recht 

Block, Stefan: Betriebswirtschaft: Grundlagen, 
Praxisbeispiele, Tipps. Hannover: Vincentz Net­
work, 2007. 247 S.: Ill. (Reihe Management; 
Bd. 1) (Häusliche Pflege Bibliothek) 
ISBN 978–386–630–0446: EUR 32.80 
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Berichte, Ankündigungen, Kurzinformationen 

Vorankündigung zur Fachveranstaltung 

„Benchmarking mit der Pflege-Charta – 

Ergebnispräsentation“ 

Veranstalter: BMFSFJ, DZA, Konkret Con­
sult Ruhr 
Ort: Wissenschaftspark Gelsenkirchen 
Zeit: 19. Juni 2008 von 11.00 bis 16.00 Uhr 

Die Veranstaltung ist Teil des Umsetzungs­
prozesses der Charta der Rechte hilfe­
und pflegebedürftiger Menschen. Im Mit­
telpunkt stehen Resultate, die im Rahmen 
eines Benchmarkingkreises entstanden 
sind. Im Laufe knapp eines Jahres hatten 
neun stationäre Pflegeeinrichtungen an­
hand eines Leitfadens, der an der Charta 
ausgerichtet ist, Selbstbewertungen 
durchgeführt und aus den Ergebnissen 
Handlungspläne entwickelt. 
Vorgestellt werden das Vorgehen, die Er­
fahrungen und Ergebnisse, vor allem 
aber interessante und leicht übertragbare 
Aktivitäten der Einrichtungen, die vor 
allem auf die Sensibilisierung der Mitarbei­
terschaft, einschließlich der Unterneh­
mensführung, für die Lebenswelt der Be­
wohnerinnen und Bewohner abzielen. 
Hinzu kommen Beiträge aus der Trägerper­
spektive von Helmut Wallrafen-Dreisow, 
Sozialholding Mönchengladbach und 
Franz Josef Stoffer, CBT Köln. Die Veran­
staltung richtet sich an alle, die im Be­
reich Pflege Verantwortung tragen. Ins­
besondere an Leitungspersonen, Pfle­
gende, Träger von Pflegeeinrichtungen, 
Vertreterinnen und Vertreter aus Politik, 
Verbänden, Kranken- und Pflegekassen 
und des MDK. Das Programm finden Sie 
unter: www.pflege-charta.de. 

Weitere Informationen: 
Leitstelle Altenpflege im Deutschen 
Zentrum für Altersfragen 
leitstelle-altenpflege@dza.de 
Tel. (030)260740-90 

mailto:leitstelle-altenpflege@dza.de
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